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Aids und Antidiskriminierung in der Arbeitswelt

Die Niedersächsische Aidshilfe hat mit Unterstützung der Deutschen Aidshilfe e.V. eine Fachtagung im 
Rahmen des Projektes „AIDS und Arbeit“ veranstaltet. Im Mai 2007 unterzeichneten die Niedersächsische 
Aidshilfe und die Bundesagentur für Arbeit (Regionaldirektion Niedersachsen-Bremen) eine gemeinsame 
Willenserklärung mit dem Ziel, die Chancen von Aids-Betroffenen in der kommunalen Arbeitsvermittlung 
zu verbessern. 
Aufgrund dieser bundesweit einmaligen Form der Zusammenarbeit wurde dieses Projekt vom 
Niedersächsischen Sozialministerium unterstützt. 
In einem ersten Schritt fanden im zweiten Halbjahr 2007 im Rahmen des EU-Projekts Equal Schulungen 
statt, die zum Aufbau der Kooperation zwischen regionalen AIDS-Hilfen und örtlichen Einrichtungen der 
Arbeitsvermittlung dienten.
Zu der Fachtagung „Aids und Antidiskriminierung in der Arbeitswelt“ fanden sich Vertreter aus den Bereichen 
Arbeitsvermittlung, Politik, Aidshilfe, Industrie und Handwerk, Gewerkschaften, Wirtschaftsverbänden, 
Forschung und Gesundheitswesen, sowie Kirchen in den Räumen der Region Hannover zusammen, um die 
Diskussion zu diesem Thema auszubauen.
Ziel war es, am Beispiel von HIV/Aids über die Situation chronisch kranker Menschen zu informieren, die im 
Sinne des neuen Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes (AGG) unter mehrfacher Form von Diskriminierung 
leiden. Wir wollten konkrete Handlungsmöglichkeiten aufzeigen sowie die Vernetzung mit relevanten 
Akteuren und Akteurinnen initiieren und ausbauen.
Wir danken unseren Kooperationspartnern für ihre Unterstützung und wünschen viel Spaß beim Lesen.

Jörn Jan Leidecker
Vorstand der Niedersächsischen Aidshilfe e.V.

Kooperationspartner:

Gefördert durch das Bundesministerium für Arbeit und Soziales 
und den Europäischen Sozialfonds

Vorwort
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Jörn Jan Leidecker 
(Vorstand der 
Niedersächsischen Aidshilfe)

Sehr geehrter Herr Regionspräsident Jagau, sehr 
geehrte Damen und Herren, liebe Gäste unserer 
Fachveranstaltung Aids und Antidiskriminierung in 
der Arbeitswelt, ich möchte sie ganz herzlich hier 
im Haus der Region Hannover willkommen heißen. 
Es hat einen gewissen Charme, dass ich heute die 
Ehre habe, Herrn Jagau in seinem eigenen Haus zu 
begrüßen, denn die Region Hannover hat heute die 
Patenschaft übernommen. Ich möchte insbesondere 
die Vertreter der Deutschen AIDS-Hilfe e.V. – die 
diese Veranstaltung finanziell mit trägt –, die 
Vertreter der Bundesagentur für Arbeit und des 
niedersächsischen Städte- und Landkreistages als 
Kooperationspartner im „Sozialen Dialog für AIDS 
und Arbeit“ und auch die Vertreter der Ministerien 
der niedersächsischen Landesregierung und alle 
weiteren Gäste der Veranstaltung begrüßen. 

Mein Name ist Jörn Jan Leidecker, ich bin im Vorstand 
der Niedersächsischen AIDS-Hilfe als Dachverband 
der regionalen Aidshilfen in Niedersachsen. Ich 
muss mich in meiner Begrüßung kurz fassen, da Herr 
Jagau gleich zu einem Termin zur Verwaltungsreform 
weiter muss. Ich möchte aber noch kurz die Chance 
nutzen um Ihnen, Herr Jagau, im Namen der 
Niedersächsischen AIDS-Hilfe, zu Ihrem einjährigen 
Amtsjubiläum zu gratulieren. Wir wünschen Ihnen 
auch weiterhin alles Gute und freuen uns, dass 
wir heute hier mit der Region Hannover und in den 
Räumen der Region Hannover - und übrigens auch 
mit einem sehr schönen Ausblick auf die Region 
Hannover - diesem neuen kommunalen Konstrukt, 
diese Fachveranstaltung durchführen. Ich möchte 
mich insbesondere auch einleitend schon für die 
Zusammenarbeit mit Frau Schramme-Haack, der 
Gleichstellungsbeauftragten der Region Hannover, 
bedanken. Mit ihrer jahrzehntelangen Erfahrung 
im Bereich der Antidiskriminierungsarbeit als 
Gleichstellungsbeauftragte, insbesondere beim 
Schwerpunkt der Antidiskriminierung und der Arbeit 
mit sexueller Belästigung am Arbeitsplatz, kann 
sie ein interessantes Transferwissen zur Verfügung 
stellen.

Ich glaube wir werden heute einen sehr spannenden 
Austausch haben und das Thema „Arbeitswelt – 
Antidiskriminierung – Aids“ von ganz verschiedenen 
Aspekten mit unterschiedlichen Referenten 
beleuchten können. Ich freue mich darauf und werde 
in meinem zweiten Beitrag etwas detaillierter darauf 
eingehen, wie es zu dieser Fachtagung gekommen 
ist. Wie sie sich in einem bestimmten Prozess, 

den wir als Aidshilfen mit anderen institutionellen 
Partnern gestartet haben, positioniert und einen 
Ausblick geben wo wir perspektivisch hin möchten. 
Aber das in einem zweiten Teil. 
Jetzt möchte ich Sie erst einmal herzlich begrüßen. 
Wir freuen uns, dass Sie alle hier sind. 

Nun möchte ich das Wort an Herrn Jagau 
übergeben.

Begrüßung                                                                                            
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Hauke Jagau 
(Schirmherr und Präsident 
der Region Hannover) 

Sehr verehrte Damen und Herren, 
Sehr geehrter Herr Leidecker, 

vielen Dank für die freundlichen Worte zur 
Einleitung. Ich habe, als ich gefragt wurde, sehr 
gerne die Schirmherrschaft für diese Veranstaltung 
übernommen. Denn hier kommen zwei Themen 
zusammen, die beide wichtige, aber auch 
tabuisierte Themen sind. Das eine ist die generelle 
Diskriminierung am Arbeitsplatz, insbesondere wenn 
es sich dabei um die sexuelle Orientierung handelt. 
Das ist immer noch ein Thema, das viel zu wenig 
beleuchtet wird; wo latent oft auch immer noch 
Sprüche im Kollegenkreis gemacht werden.
Wo gibt es Diskriminierung im Bereich der Förderungs- 
und Beförderungsmöglichkeiten? Ich glaube, dass 
es gut ist, wenn man sich zusammensetzt und 
überlegt, welche Konzepte es geben kann, um 
dagegenzuwirken und was man tun muss, um gegen 
Diskriminierung, schon allein aufgrund der sexuellen 
Orientierung, vorzugehen.
Es wird noch schwieriger, wenn die Krankheit Aids 
dazukommt, weil sie sehr angstbesetzt ist. Die 
Menschen mit HIV/Aids haben Angst davor, was 
mit ihnen passieren wird. Wir wissen auch, dass 
oftmals die aidskranken Menschen verschweigen, 
dass sie krank sind, um nicht die Sorge zu haben, 
im Arbeitsbereich diskriminiert oder ausgegrenzt zu 
werden. Sich damit zu beschäftigen ist glaube ich 
auch deshalb wichtig.
Gut ist, dass über das Gleichbehandlungsgesetz 
sicher die Möglichkeiten gestärkt wurden. Das ist ja 
ein Gesetz, das wie kaum ein anderes, im Vorfeld 
umstritten war. Realistisch gesehen ist nicht das 
eingetreten, was die Gegner des AGG beschrieben 
haben: Dass danach alles zusammenbricht, weil 
nur noch alles vor Gerichten ausgetragen wird. Die 
andere Erkenntnis aus dem ersten Jahr ist natürlich 
aber auch, dass allein die Tatsache, dass ein 
Gesetz besteht, nichts an der Lebenswirklichkeit 
verändert. 
Die Sorge, die der Einzelne hat, wie es ihm gehen 
kann, wenn bekannt wird, dass er homosexuell 
oder aidskrank ist, also in irgendeiner Weise zu 
den Gruppen gehört, die im Bereich der sexuellen 
Orientierung diskriminiert werden, besteht noch 
immer. Aber man kann sich jetzt auf einer sicheren 
Grundlage wehren. Und das ist, glaube ich, eine 
wesentliche Qualitätsverbesserung. Auch wenn 
sich im Alltag aus der Tatsache, dass es ein Gesetz 
gibt, nicht viel verbessert hat. Deshalb meine ich, 
dass es gut ist, dass wir hier zusammengekommen 

sind, um an dem Beispiel Aids, was nach wie vor ein 
kurioser Verlauf von der Bewusstseinswahrnehmung 
her ist, zu diskutieren. Ich bin ein bisschen über 
20 gewesen, als es den ersten Spiegel-Artikel 
damals zum Thema Aids gab. Ich muss gestehen, 
als ich das damals gelesen habe, habe ich mich 
gefragt, ob das eigentlich eine „Panikmache“ ist. 
Denn die Perspektive und das Ausmaß wurden 
sehr realistisch dargestellt, und das war für ein 
Krankheitsbild, welches es damals eigentlich noch 
gar nicht gab, kaum vorstellbar. Es ist sehr genau 
beschrieben worden, welche Sorgen es geben kann. 
Es stellte sich jedoch schnell heraus, dass das 
nicht untertrieben war. Ich glaube auch, dass es in 
Europa, entgegen dem befürchteten Ausmaß, ein 
weniger steiles Wachstum gab. Und dann auf einmal 
verschwindet dieses Thema ganz klammheimlich 
aus dem Bewusstsein der Öffentlichkeit und auch 
aus dem Bewusstsein der jungen Leute. Doch 
erfreulicherweise habe ich jetzt in den letzten 
zwei bis drei Jahren das Gefühl, dass  wieder gegen 
gesteuert wird. Dass die Bereitschaft, Finanzmittel 
zur Verfügung zu stellen, etwas gewachsen, dass 
aber auch das Bewusstsein in der Bevölkerung 
angestiegen ist. Das hoffe ich sehr. Deshalb an 
dieser Stelle natürlich ganz herzlichen Dank an die 
Aidshilfe, die seit über 20 Jahren hier in Hannover, 
aber auch bundesweit massiv dafür sorgt, dass die 
Gefahren von Aids auf der einen Seite aufgezeigt, 
aber auch unberechtigte Ängste von Menschen die 
sagen, „bloß keinen Kontakt mit Menschen die 
Aids haben“, entkräftigt. Es ist wichtig, dass den 
Gefahren und umgekehrt der Diskriminierung von 
Menschen, die aidskrank sind, entgegengewirkt wird. 
Das ist eine sehr anstrengende Arbeit, die gemacht 
wurde, die sehr wichtig ist für die gesellschaftliche 
Entwicklung. Deshalb einen herzlichen Dank an 
diejenigen, die an diesem Thema arbeiten. 
Ich glaube, das ist wichtig - am Beispiel zu schauen, 
was wir in unseren jeweiligen Bereichen und 
Behörden verändern müssen, um dem Gesetz und 
der Chance, Diskriminierungen abzubauen, gerecht 
zu werden. 
Es ist gut, dass wir hier zusammengekommen sind 
und darüber mit den unterschiedlichsten Experten 
heute diskutieren. Und ich hoffe natürlich, dass 
dann am Ende eine Handlungsidee dazu entsteht. 
Das Problem bei diesen Handlungsideen ist, dass es 
gelingen muss, im Alltag die Menschen davon zu 
überzeugen. Wir wissen auch, dass das Schreiben 
von Konzepten die eine Seite ist, und das wirkliche 
Leben die andere. Darauf Kraft zu verwenden, 
scheint mir sinnvoll. Zu schauen: Wie implementiere 
ich eine gute Idee so, dass es am Ende nicht mehr 
die Aufgabe eines Einzelnen ist. Das ist übrigens 
auch eine Gefahr, die Sonderbeauftragte haben. 
Die Sonderbeauftragten sind einerseits wichtig, 

Grußwort                                                                                            
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weil sie erstmals Bewusstsein schaffen, aber sie 
führen auch dazu, dass das Thema vom Einzelnen 
beiseite geschoben wird: „Warum muss ich mich 
um Gleichstellungsthemen kümmern, dafür haben 
wir ja eine Beauftragte“. Dieses vereinfachte 
Modell ist ein Problem, dabei ist es die Aufgabe 
eines Jeden, darauf zu achten. Deshalb bin ich bei 
dem Beauftragtenwesen ein wenig zwiegespalten. 
Es geht nicht ohne, aber man muss sehen, dass 
besprochene Dinge auch in der Linie ankommen, 
sonst passiert auf Dauer nicht wirklich etwas. Sich 
damit zu beschäftigen, welche Ideen es gibt, was 
man machen kann und wie es so auch implementiert 
werden kann, dass wirklich etwas ankommt. Mit 
dem Ziel, dass es Menschen, die heute Angst haben, 
hinterher besser geht und wir vernünftiger mit 
dem Problem Aids umgehen, so dass wir damit die 
Lebenssituation von Aidskranken, die in unseren 
Bereichen arbeiten, verbessern können. Es wäre 
schön, wenn wir nach der heutigen Tagung damit 
einen Schritt weiter wären. Klar ist, dass es immer 
Anfänge sind, und dass es lange und mühsame 
Wege sind. Aber eine positive gesellschaftliche 
Veränderung ist in jedem Bereich ein mühsamer 
und langer Weg, und man muss auch immer wieder 
aufpassen, dass das, was einmal erreicht wurde, 
nicht wieder zusammenbricht. 
In diesem Sinne wünsche ich Ihnen bei den Vorträgen 
und Diskussionen gute Ideen und Anregungen, die 
Sie mitnehmen können und eben hoffentlich auch 
am Ende eine Verbesserung der Lebenssituationen 
von Menschen, die Aids haben und die hier in den 
jeweiligen Bereichen arbeiten. In der Hoffnung, dass 
wir dazu beitragen können, dass das Leben stabiler 
wird und dass weniger Angst da sein muss. Das ist, in 
diesem Bereich glaube ich, das Wichtigste.

Ihnen allen wünsche ich, dass Sie sich hier im Saal 
der Region Hannover wohl fühlen. 
Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.                  

Grußwort                                                                                            
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Jörn Jan Leidecker
(Vorstand der Niedersächsischen 
Aidshilfe)

Meine sehr verehrten Damen und Herren,
Herr Jagau hat im Kern das Problem angesprochen, 
auf das wir heute zielen. Wie kommen wir eigentlich 
zu Handlungsoptionen, zu Veränderungen und zu 
Schritten, die am Ende des Tages nicht nur uns von der 
AIDS-Hilfe auf der Verbandsebene zufriedenstellen, 
sondern die in der Tat direkt bei den Betroffenen 
ankommen. 
Meine Aufgabe ist hier ganz kurz in wenigen Punkten 
den Prozess zu erläutern, der zu dieser Veranstaltung 
geführt hat, und einen Ausblick zu geben, wohin 
wir wollen.  Es handelt sich um die Fachtagung 
„Aids und Antidiskriminierung in der Arbeitswelt“. 
Begonnen haben wir aber als Dachverband 
letztes Jahr schwerpunktmäßig im Bereich der 
Arbeitsvermittlung. Wir haben als Niedersächsische 
Aids-Hilfe im Jahr 2006 das erste Mal aus unseren 
Mitgliedsorganisationen Alarmzeichen bekommen, 
im Bereich der Arbeitsvermittlung, insbesondere 
bei den JobCentern. Und zwar dahingehend, dass 
es eine Veränderung gab im Bereich des sozialen 
Beratungsbedarfs in den Aidshilfen, und eine 
Veränderung gab in der Qualität der Betreuung der 
Aids-Betroffenen. Und wir mussten feststellen, dass 
mit den Jobcentern eine neue Institution gegründet 
worden war, von der wir nicht in der Fläche 
davon ausgehen konnten, dass es ein umfassendes 
Verständnis aller Berater über das Krankheitsbild 
Aids, über die Chancen und Möglichkeiten der 
Arbeitsvermittlung und der Arbeitsfähigkeit von 
Aids-Betroffenen geben kann und haben dann auf 
der Stelle reagiert. 
Wir haben dann überlegt, wie wir das machen sollen, 
und sind in einen Prozess eingestiegen von dem man 
sagen kann, dass er mittlerweile bundesweiten 
Modellcharakter hat. Wir haben nämlich gesagt, dass 
wir uns nicht mit Protestplakaten vor die JobCenter 
oder die Bundesagentur für Arbeit stellen, vielmehr 
wollten  wir  schauen, wie wir ein neues institutionelles 
Wissen schaffen und damit letztendlich bis auf die 
Ebene der einzelnen Berater und der einzelnen 
Jobcenter selbst, zu einer Qualitätsverbesserung 
der Arbeit der Berater kommen und gleichzeitig 
damit zu einem verbesserten Betreuungsangebot 
für die Betroffenen. Denn das hätte sowohl eine 
Steigerung von Lebensqualität für die Betroffenen, 
eine Steigerung der Qualität der JobCenter und 
darüber hinaus unserer Einschätzung nach so etwas 
wie einen institutionellen Antidiskriminierungseffekt 
zur Folge.

Wir haben uns in einem ersten Schritt mit der 
Regionaldirektion der Bundesagentur für Arbeit 
zusammengesetzt, um zu beschreiben, was man tun 
kann. Zu diesen ersten Gesprächen sind dann immer 
weitere Gruppen gekommen. Beispielhaft kann ich 
die JobCenter in der Region Hannover erwähnen, 
die in der konkreten Umsetzung dessen, was wir 
besprochen haben, einen Ausstrahlungseffekt weit 
über die Grenzen Niedersachsens erreicht haben. 
Ich will kurz beschreiben, was wir machen. Wir 
haben mit der Regionaldirektion der Bundesagentur 
für Arbeit, aber auch mit Begleitung des 
Niedersächsischen Sozialministeriums und in 
ähnlicher Form mit dem Niedersächsischen Städte- 
und Landkreistag eine gemeinsame Willenserklärung 
unterzeichnet, in der wir ein paar wesentliche 
Punkte vereinbaren. Zum einen: Wir als Aidshilfen, 
die Bundesagentur und der Städte- und Landkreistag 
als Dachorganisation der Optionskommunen in 
Niedersachsen, vereinbaren für den Bereich der 
Arbeitsvermittlung und -betreuung insbesondere 
im Bereich SGB II, einen institutionalisierten 
Dialog in dem wir über die Qualität der Betreuung, 
Qualifikationsinhalte und auch im Jahresrhythmus 
schauen, wie weit wir gekommen sind. Dass dies 
landesweit gelungen ist, war der erste große Erfolg. 
Dieser kam auch zeitgleich mit der Initiative der 
niedersächsischen Landesregierung, einen runden 
Tisch zum Thema Aids einzurichten, um auch von 
politischer Seite insgesamt das Thema wieder höher 
einzustufen und Leute neu an einen gemeinsamen 
Ort zu bringen, um miteinander zu Lösungen und zu 
Situationseinschätzungen zu kommen.
Die Erwähnung von Herrn Jagau, dass es ein 
gesteigertes Interesse gibt, liegt ja auch daran, 
dass wir auch wieder gestiegene Infektionszahlen 
festzustellen haben. Die Mechanismen, die wir 
in diesem ersten Schritt festgelegt haben, waren 
insbesondere Schulungen für Mitarbeiter der 
JobCenter. Wir haben hier in Hannover angefangen, 
wo in jedem JobCenter zwei Mitarbeiter als 
Ansprechpartner qualifiziert worden sind. Dies 
geschah in Zusammenarbeit mit der Deutschen 
AIDS-Hilfe e. V. im Rahmen eines EU-geförderten 
Projekts. Wir haben uns auch dazu verständigt, 
eine Vernetzung zwischen JobCentern und den 
Aidshilfen herzustellen, und einen gemeinsamen 
Leitfaden zu entwickeln, in dem für jeden Berater 
der JobCenter und Mitarbeiter der Bundesagentur in 
wenigen Punkten aufgeschrieben wird, was er über 
die Krankheit wissen muss. Denn, da beziehe ich 
mich auf Herrn Jagau, der gesagt hat, dass es eine 
seltsame Stille gibt. Die liegt natürlich auch daran, 
dass es eine verzerrte Wahrnehmung in Institutionen 

Einführung                                                                                            
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und der allgemeinen Bevölkerung gibt. 
Aids ist etwas weit entferntes, und darum eher 
keine Thema der betreuenden Institutionen. Zu 
der Zahl: Wir gehen davon aus, dass von circa 3000 
Aids -Kranken in Niedersachsen mehr als die Hälfte 
direkt oder indirekt von Leistungen nach dem SGB II 
betroffen sind. 
Diese erste Ebene haben wir im Mai abgeschlossen. 
Dann mussten wir uns als Aidshilfe überlegen, was 
der nächste Schritt ist. Wir sind zu der Lösung 
gekommen, dass wenn wir schon in den Bereichen 
der Arbeitsvermittlung feststellen müssen, dass 
wir nicht davon ausgehen können, dass ein 
institutionelles Wissen über die Krankheit länger als 
ein paar Jahre fest anhält, sondern immer wieder 
neu erzeugt werden muss, dann gilt das auch für 
den Bereich der Arbeitswelt allgemein. 
Wo wir nun eigentlich hin wollen, ist zu schauen, 
wie verändern wir das Verhältnis der Arbeitswelt 
insgesamt zum Thema Aids. Um klar zu machen, 
dass es hier nicht nur um die Aids -Betroffenen, 
sondern an dem Beispiel der Aids -Kranken und 
ihrer Möglichkeiten als Menschen die arbeitsfähig 
sind, unter Bedingungen auch anderer chronischer 
Erkrankungen. Ohne dass ich jetzt die These vertreten 
will, dass Aids eine chronische Erkrankung ist. Aber 
man kann aufgrund der Medikamente mittlerweile 
einen relativ normalen Arbeitsalltag haben. Wir 
wollen Unternehmern, anderen Institutionen 
und Verbänden anbieten, zu diskutieren wie man 
eigentlich den Arbeitsprozess und die Arbeitswelt 
so organisieren kann, dass sie antidiskriminiert ist, 
dass Menschen mit Aids in dem Bereich arbeiten 
und leben können – so sie das wollen - und dass es 
schon auf dem Gebiet der Einstellungsmaßnahmen 
nicht zu, was Herr Jagau zurecht Ängste genannt, 
kommt. 
Da war die Frage, wie wir dahin kommen. Der 
Punkt, warum wir die heutige Fachveranstaltung 
durchführen ist, dass wir uns nun mit Ihnen, die 
sie einerseits Multiplikatoren und andererseits 
Fachleute in diesem Bereich sind, zusammensetzen 
wollen, um uns fachlich auszutauschen, was Schritte 
und Ideen sind und was beachtet werden muss. 
Wir haben dann vor, in einem nächsten Schritt, 
über den Kreis der Multiplikatoren hinaus ein 
großes Forum nächstes Jahr zu organisieren - wir 
nennen es Open Space - mit dem Ziel Akteure aus 
der Arbeitswelt, also Unternehmer, Mittelstand, 
Politik und Betroffene aus dem Bereich Aids und 
anderer Selbsthilfeorganisationen zu einer großen 
Veranstaltung zusammenzubringen, um ganz im 
kleinen und im Gespräch auf der Veranstaltung zu 
Handlungsschritten und -optionen zu kommen. Wir 

denken an eine Teilnehmerzahl von über 1000 Leuten 
die ihre Kompetenz in diesem Bereich mit einbringen 
können, mit einer gewissen Ergebnisoffenheit. 
Wir wollen raus von einer Antidiskriminierungspolitik, 
die zwei Seiten eines Themas an einen 
Verhandlungstisch setzt, dann bringen alle ihre 
Positionspapiere mit, und man schaut was am Ende 
dabei rauskommt.
Vielmehr wollen wir zu einer neuen Form der 
Strategiepolitik und Austauschentwicklung kommen, 
von der wir hoffen, dass sie dieses Land Niedersachsen 
und seine Arbeitswelt verändern wird. Und ich 
bin froh darüber, dass sowohl der Paritätische als 
Dachverband der Selbsthilfeorganisationen das positiv 
begleitet und dass auch das Bundesministerium für 
Arbeit und Soziales bereit ist, dieses Modellprojekt 
finanziell und organisatorisch zu unterstützen.
Was wir also tun, ist in Niedersachsen exemplarisch für 
das Bundesgebiet, einen neuen Ansatz der Vernetzung 
von Selbsthilfe, Arbeitswelt und Institutionen als 
Entscheidungsträger durchzuführen. Wir stellen uns 
dem mit einer Ergebnisoffenheit, und wollen Ihnen 
heute und später im weiteren Prozess das Forum 
geben, das was Sie als Wünsche und Gedanken 
haben, mit in diesen Prozess einzubringen. 
Wir freuen uns auch, dass wir so viele gute Partner 
dabei gefunden haben, die alle so etwas wie einen 
Baustein mitbringen: Ob es die JobCenter sind, ob es 
die Bundesagentur ist, ob es die Deutsche AIDS-Hilfe 
ist, ob es die regionalen Aidshilfen, der Landkreistag 
oder die Kommunen. Ich glaube jeder an seiner 
Stelle hat seine Kompetenzen und gleichzeitig 
aber auch sein Interesse, zu einem Austausch zu 
kommen. Wir glauben, dass wenn es uns gelingt 
eine diskriminierungsfreie Arbeitswelt zu schaffen, 
wir zum einen die Qualität der Arbeitswelt erhöhen. 
Zum anderen auch die Qualität dessen, was die 
Institutionen leisten können, den Betroffenen 
und unserer Gesellschaft insgesamt helfen. Und 
drittens damit sich auch das Land Niedersachsen als 
Standort behauptet. Dieses Wort wird zwar häufig 
genannt, aber es ist für uns auch eine Frage von 
Standortqualität, wie man sich als Land oder als 
regionale Wirtschaft in dieser Frage aufstellt. 
Wir hoffen, dass wir gemeinsam weiterkommen. 
Heute geht es darum, sich insbesondere auf der 
fachlichen Ebene auszutauschen. Wir wünschen uns 
von Ihnen viel Kritik, Output und eine spannende 
Diskussion.
Ich freue mich, dass Sie heute hier sind, und bitte 
Frau Ebeling an mich anzuschließen, bevor wir in die 
moderierten Fachvorträge kommen.

Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit.

Einführung                                                                                            
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Ingrid Ebeling 
(Institut EBUS)

“Mit Leidenschaft und Verantwortung vom Wissen 
zum Können“

Mein Vorredner, Herr Leidecker, hat das 
gemeinsame Vorhaben beschrieben, in dem durch 
die Einbeziehung aller beteiligten und betroffenen 
Personen und gesellschaftlichen Gruppen 
schrittweise Lösungskompetenz zu unserem Thema 
zusammengeführt werden soll. Nun braucht es eine 
Kommunikationsplattform, die erlaubt, dass viele 
Menschen – mehr als 1000 Individuen - mit den 
entsprechenden unterschiedlichen gesellschaftlichen 
Hintergründen zusammenkommen und gleichzeitig 
ihre spezifischen Perspektiven miteinander 
austauschen und vernetzen können.
Mein Part ist es nun, die geplante Veranstaltungsform 
des Großen Forums “Open Space “ als geeignete 
Form in diesem Prozess etwas ausführlicher 
darzustellen. Dazu möchte ich deutlich machen, 
warum Open Space für unser gemeinsames Projekt 
geeignet ist, wie es funktioniert und was es zum 
Prozess beitragen kann. Außerdem möchte ich die 
notwendigen Ausgangsbedingungen erläutern und 
die nächsten Schritte aufzeigen.
Auf dieser Fachtagung kommen durch Sie als Experten 
die unterschiedlichen Perspektiven zur Problemlage 
zu Wort. Damit werden die gesellschaftlichen 
Bereiche, die in dieses Thema involviert sind, 
sichtbar, und die Komplexität der Sachlage wird 
einmal mehr deutlich. 
Meine Einleitung habe ich unter das Motto „Mit 
Leidenschaft und Verantwortung vom Wissen 
zum Können“ gestellt. Das Wissen ist vorhanden, 
Sie werden es hier ausbreiten. Um von hier aus 
weiter zu gehen, bedarf es eines Weges, der 
die Wissenskompetenz über diesen Kreis hinaus 
ausweitet und in seiner ganzen Vielfalt gut vernetzt 
in Handlungsoptionen überführt.  
Wie kann das geschehen und warum ist Open Space 
für unser gemeinsames Projekt geeignet? Open 
Space ist eine offene Form der Begegnung und 
Kommunikation. Es funktioniert nach dem Prinzip der 
Selbstorganisation. Dabei nutzt es die Fähigkeiten, 
Erfahrungen und Potenziale aller beteiligten 
Personen und sorgt für eine vielfältige Vernetzung 
und Bündelung der Ressourcen und Ideen. 
Das gesamte System, das sind alle Akteurinnen und 
Akteure der bereits genannten gesellschaftlichen 
Gruppen, wird in einen Raum geholt. Das können sehr 
viele sein – bis zu 2000 Menschen. Das Einbeziehen 
sämtlicher Akteure ist notwendig, da Open Space 
von der Vielsichtigkeit und Vielschichtigkeit der 
Anwesenden lebt. Da lohnt es sich, keine Gruppe 

zu übersehen. Und trotzdem muss das Prinzip der 
Freiwilligkeit für die Teilnehmenden gelten.
Open Space öffnet einen Raum für Autonomie und 
Selbstorganisation, in dem Freiheit zum Denken und 
Experimentieren entsteht. Die Teilnehmer fühlen 
sich eingeladen, Verantwortung für ihr Anliegen 
zu übernehmen und im Austausch mit anderen mit 
Leidenschaft innovative Lösungen zu generieren. 
So werden die Ressourcen und Energien aller 
Anwesenden gleichzeitig eingesetzt. – Und jetzt 
stellen Sie sich mal gut 1000 Menschen vor, die alle 
gleichzeitig mit Elan in Gruppen arbeiten. Das ist 
schon eine eindrucksvolle Atmosphäre, die sich da 
ausbreitet. Deshalb ist Open Space die Methode der 
Wahl.
Das klingt zunächst gut, doch wie funktioniert es, 
und was kann Open Space zum Prozess beitragen? 
Die Methode Open Space bringt Menschen zu 
einem Thema zusammen, das sie persönlich 
betrifft. Es kommt mit sparsamen Strukturen 
und einem einfachen Regelwerk, einem Gesetz 
und vier Prinzipien, aus. Das genügt als Rahmen 
für die Bearbeitung komplexer Aufgaben und 
Fragestellungen in großen Gruppen, insbesondere 
dann, wenn sie Kreativität und Innovationen 
verlangen und von einzelnen Personen oder Gruppen 
nicht gelöst werden können. 
Die Teilnehmenden initiieren Workshops und 
laden andere Teilnehmer/innen dazu ein, mit 
an ihrer Fragestellung zu arbeiten. In diesen 
selbstorganisierten Workshops finden sich die 
Personen zusammen, für die das jeweilige Thema 
wichtig ist. Im lebhaften Austausch entwickelt sich 
ein  Dialog, in dem die beteiligten Personen ihr 
Wissen vernetzten, ihre Kompetenzen ergänzend 
zusammentragen und neue Lösungen entwickeln.
Um die Ergebnisse der Workshops zu sichern, 
organisiert jeweils der/die Workshop-Initiator/
in in ihrer/seiner Gruppe die Dokumentation. 
Ein Dokumentationsteam unterstützt den 
Kommunikationsfluss während der Konferenz, indem 
es die aktuellen Ergebnisse in einem Info-Markt in 
der Nähe des Kaffee-Ausschanks aushängt, so dass 
schon im Verlauf der Konferenz die Ergebnisse aus 
allen Gruppen allen Teilnehmern zugänglich sind.
Damit Sie eine Vorstellung erhalten, möchte ich noch 
etwas zum Ablauf sagen. Zu Beginn einer Open Space 
Veranstaltung sitzen alle Teilnehmer/innen in einem  
Stuhlkreis, bei vielen Personen sind es mehrere 
konzentrische Kreise. Die Veranstalter erläutern 
Sinn, Ziel und das Thema der Veranstaltung. 
Anschließend führt der/die Moderator/in in die 
Arbeitsform des Open Space ein. Er/ sie erklärt, 
was Open Space ist, wie es funktioniert und 
lädt alle Beteiligten ein, Workshops zu ihren 
persönlich wichtigen Themen anzubieten. Die 
Ankündigungsblätter mit Titel und Namen des 
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Initiators werden an der Agenda-Wand ausgehängt. 
So entsteht Schritt für Schritt eine umfassende 
Konferenzstruktur. Wenn alle Anliegen ausgehängt 
sind, wird der Marktplatz eröffnet, und jede Person 
wählt die Workshops aus, die sie besuchen möchte. 
In kleinen Arbeitsinseln im Plenum oder in Räumen 
im nahen Umfeld finden dann die Workshops 
statt. Die Initiatoren gestalten ihren Workshop 
und dokumentieren ihn auch. Dazu werden einem 
festgelegten Raster folgend der Workshoptitel, 
essenzielle Inhalte, Zielsetzungen und Maßnahmen 
des Workshops festgehalten.
Wenn alle Workshops stattgefunden haben, kommt 
die Frage auf, was mit den vielen Ergebnissen 
passiert. Wie lassen sie sich ordnen, priorisieren 
und umsetzen? Dazu werden gegen Ende der 
Veranstaltung die Ergebnisse von allen gesichtet, 
verdichtet und nächste Schritte und das weitere 
Vorgehen vereinbart. Die Entscheidungsprozesse 
hierzu werden in der Vorbereitung abgestimmt. 
Wichtig ist, so weit wie möglich die Teilnehmer 
einzubeziehen und vor allem das weitere Vorgehen 
transparent zu machen. Dafür gibt es unterschiedliche 
Formen. Bei 1000 Personen würde man sich für ein 
Electronic Voting entscheiden. 
Die fotografierten Ergebnisse der Workshops 
und der Vereinbarungen werden in einer 
Dokumentationsdatei zusammengefügt und zeitnah 
zur Veranstaltung an alle Teilnehmer/ innen 
elektronisch versandt. Die Datei dient als Grundlage 
zur weiteren Bearbeitung.
Was sind notwendige Ausgangsbedingungen und die 
nächsten Schritte? Schauen wir nun wie es weiter 
geht. Diese Fachtagung drückt den politischen Willen 
aus. Nun kann der Rahmen geschaffen werden, der 
das große Forum mit Open Space ermöglicht. Eine 
sorgfältige Vorbereitung, in die Veranstalter und 
ausgewählte Akteure einbezogen werden, leitet den 
Prozess ein. Dazu  sollte es eine Vorbereitungsgruppe 
geben, in der verschiedene Interessenten vertreten 
sind, die mit der Moderation verschiedene Schritte 
absprechen, damit das Ganze auch von den 
Menschen, die betroffen sind, angenommen wird. 
Das Thema ist zu formulieren, die beteiligten 
Gruppen zu identifizieren. Beide sind gut aufeinander 
zu beziehen. Dann sind die Ausgangsbedingungen 
erfüllt und die Selbstorganisations-Konferenz mit 
Open Space kann starten. Wenn alles stimmt, läuft 
sie wie von selbst. Also überraschen lassen!
Oft kommt Die Frage, warum wählen wir die 
Arbeitsform der Selbstorganisation nicht häufiger? Ich 
denke, dass Open Space einen Paradigmenwechsel 
von Führung und Kommunikation darstellt und 
ungewohnte Anforderungen an Führung stellt. 
Führen in dem Sinne von Orientierung geben ist 
eine Seite, die jedem vertraut ist. Den Raum 
zu öffnen für Selbstorganisation, ist für viele 

Menschen in Führungsposition verunsichernd. Wie 
kann ich kontrollieren, was dabei herauskommt? 
Es ist eine gewisse Kunst, das Feuer zu zünden, 
um Menschen für ein Thema zu gewinnen, einen 
klaren Rahmen zu schaffen und dann loszulassen. 
Später sind die vielen Fäden wieder aufzunehmen 
und nachvollziehbare Entscheidungswege zu 
entwickeln. Diese Haltung des “sowohl als auch“ 
schafft Autonomie in der Gemeinschaft und stellt 
eine Herausforderung an alle, an die Veranstalter, 
die Führung übernehmen und an die Personen, die 
sich für ein gesellschaftliches Thema persönlich 
einbringen und mitwirken. Open Space bedeutet 
also auch gesellschaftliches Wachstum. 
Schönen Dank. 

Ich wünsche Ihnen viel Erfolg beim Darlegen ihrer 
Expertise, die Basis und Ausgangspunkt für den 
weiteren Prozess darstellen.
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Mechthild Schramme-Haack 
(Gleichstellungsbeauftragte 
der Region Hannover)

Schönen guten Morgen meine Damen und Herren, 
liebe Kollegen und Kolleginnen,

ich habe mich sehr gefreut als Herr Leidecker vor 
einiger Zeit auf mich zu kam und mir von diesem 
großen Gesamtprojekt „Aids und Arbeit“ und von der 
Absicht, hier in der Region eine Fachveranstaltung 
durchzuführen, berichtet hat. Mit den nunmehr 
20-jährigen Erfahrungen im Frauenbüro sind 
wir natürlich gern bei solchen Anlässen und 
Kooperationsveranstaltungen die, die auch in den 
kleinen organisatorischen Fragen hilfreich zur Seite 
stehen. Zudem habe ich auch gerne zugesagt, weil 
es um die Arbeit des JobCenters geht. Wir haben 
gemeinsame Erfahrungen gemacht, seit es um die 
Umsetzung von Hartz IV geht in Fragen der Gender- 
Aspekte allgemein und wir haben bereits bevor die 
JobCenter ihre Arbeit aufnahmen über die Fragen 
gesprochen, wie wird die besondere Zielgruppe 
der von Gewalt betroffenen Frauen     - nämlich 
der Frauenhausbewohnerinnen - als Kundinnen mit 
spezifischen Anforderungen besonders betreut. Und 
da ich den Aspekt der Chancengleichheit in der 
Beschäftigungspolitik auch im Beirat des JobCenters 
als stellvertretende Vorsitzende begleiten darf habe 
ich umso lieber zugesagt.
Aber natürlich auch unter dem Aspekt der 
Antidiskriminierung. 
Ein Begriff - und da muss ich mir den Blick auf 20 
Jahre Frauen- und Gleichstellungsarbeit in einer 
Kommunal-verwaltung erlauben - bei dem wir mit 
frauenpolitischen Angelegenheiten versuchen, 
Geschlechterdiskriminierung zu verhindern, und 
uns im Rahmen des Diversity-Ansatzes mit anderen 
Diskriminierungsformen in eine Reihe stellen. 
Das ist eine gute und wichtige Entwicklung für 
die Diskriminierungsformen, die aufgrund des 
Geschlechts existieren. 
Die sexuelle Belästigung am Arbeitsplatz war vor 20 
bis 30 Jahren noch ein Phänomen in der allgemeinen 
Grauzone, und wurde eher von Frauenrechtlerinnen 
thematisiert. Erstmals, das ist meine persönliche 
Erinnerung, hat mich Ende der 80er Jahre eine 
ansehnliche Hochglanzbroschüre aus dem EU-
Parlament erreicht. Dies war eine meiner ersten 
Erfahrungen als Frauenbeauftragte des Landkreises 
Hannover. Der damalige Oberkreisdirektor brachte 
eine Broschüre zum Thema sexuelle Belästigung am 
Arbeitsplatz aus dem Europäischen Parlament mit 
und zeigte sie mir. Ich war ungeheuer beeindruckt, 
da wir in der kommunalen Gleichstellungspolitik 
solche Materialien damals nicht hatten.

Wir haben eine gesetzliche Grundlage zu dem 
Phänomen der sexuellen Belästigung am Arbeitsplatz 
- eine rechtliche Rahmenregelung, die seit 1995 
im Beschäftigtenschutzgesetz verankert ist. Diese 
Regelung hat bundesweit Geltung. In Niedersachsen 
wurde zudem mit dem niedersächsischen 
Gleichberechtigungsgesetz 1994/1995 dieses 
Phänomen erstmals rechtlich gefasst. Es regelte 
eine Definition, die für die Betroffenen erstmals die 
Möglichkeit bot, die eigene Wahrnehmung als eine 
Tatsache die sie nicht ertragen mussten, einzuklagen. 
Eine demütigende, beleidigende Belästigung, die die 
Würde am Arbeitsplatz verletzt, wurde nicht mehr 
hingenommen.
Ich bin heute hier, um Ihnen zu berichten, was 
aufgrund dieser nun entstandenen rechtlichen 
Möglichkeiten in der damaligen Verwaltung des 
Landkreises passierte. Der Raum in dem wir uns 
gerade befinden, ist durchaus historisch. Hier 
wurde 1995 - und damit waren wir Vorreiter in 
der kommunalen Landschaft in Niedersachsen 
aber sicherlich auch bundesweit - eine Schulung 
für sämtliche Führungskräfte zur Problematik der 
sexuellen Belästigung am Arbeitsplatz durchgeführt. 
Sie können sich vorstellen, dass der Frauenanteil 
ausgesprochen gering war. Es waren damals die 
Amtsleitungen, die in zwei Durchgängen von einer 
Psychologin, die sich hier in Niedersachsen auf dieses 
Thema spezialisiert hat, geschult wurden. Wir haben 
damals nicht gefilmt, aber es wäre im Nachhinein 
durchaus interessant noch einmal zu sehen, welche 
Reaktionen und Wortmeldungen zu dieser Thematik 
und zu diesem Anlass kamen. Natürlich pflegten 
viele der Herren eine ordentliche Umgangskultur 
miteinander, aber es gab auch einige Äußerungen 
zu der Thematik, die wir uns heute eigentlich kaum 
noch vorstellen können.
Es ging um eine flächendeckende Schulung, 
um die Verdeutlichung der Fürsorgepflicht der 
Personalverantwortlichen, sowie ihrer Verpflichtung 
jedem Hinweis auf Belästigung nachzugehen und 
die Belästigte zu schützen. Das Verfahren war 
beschrieben und es hat aus meiner Sicht doch einen 
deutlichen Bewusstseinsschub für diese Zielgruppe 
„Personalverantwortliche“ gebracht. Wir haben 
zeitgleich eine Broschüre als Arbeitsgemeinschaft 
der Frauenbeauftragten (damals im Landkreis, 
heute in der Region Hannover) aufgelegt, die wir 
inzwischen zweimal überarbeitet und nachgedruckt 
haben und die auch vielfältig übernommen worden 
ist. In dieser Broschüre geht es um die Aufklärung 
der Betroffenen und es geht um die Hinweise für 
die Personalverantwortlichen, wie sie sich in Fällen 
sexueller Belästigung zu verhalten haben. In der 
heutigen Ausgabe der Hannoverschen Allgemeinen 
Zeitung wird über einen Fall aus Göttingen 
berichtet: „Altenheimleiter belästigt Mitarbeiterin“. 

Sexuelle Belästigung am Arbeitsplatz                                                                                            



14

Er wurde fristlos gekündigt und hatte dagegen 
geklagt, ist aber unterlegen. Wir haben in dieser 
Frage der sexuelle Belästigung am Arbeitsplatz 
durchaus einen, aus meiner Sicht, erfreulichen 
Bewusstseinswandel in der Ebene der Arbeitgeber, 
der Personalverantwortlichen aber auch in der 
Rechtsprechung. Was ich weiterhin für ein wichtiges 
Handlungsfeld halte ist die permanente Aufklärung 
der Betroffenen. Was tun wir in dieser Frage? Wir 
haben eigentlich eine kontinuierliche Praxis der 
Information unserer jungen Beschäftigten, also 
auch derjenigen die in eine Ausbildung kommen. Wir 
bieten unsere Kurzinformation in jedem Jahrgang 
an.  
Über lange Zeit haben wir ein besonderes 
Handlungsfeld im Bereich der Krankenhäuser gehab, 
denn dort ist ein durchaus höherer Anteil an Fällen 
zu verzeichnen gewesen. Und dort sind wir über 
die Kooperation mit den Personalräten aber auch in 
dem Input in der Krankenpflegeausbildung zu dieser 
Problematik immer aktiv gewesen.
Ich finde es wichtig zu erwähnen, dass wir   
–obwohl die Einbindung der rechtlichen Grundlagen 
die früher im Beschäftigtenschutzgesetz zu 
finden waren  und nunmehr in das Allgemeine 
Gleichbehandlungsgesetz eingeflossen sind und 
damit auch noch einmal qualitativ verstärkt 
worden sind –  eine allgemeine gesellschaftliche 
Tendenz haben, die es notwendig macht, ständig 
in der Prävention und Aufklärung tätig zu bleiben. 
Wir haben zu beobachten, dass eine stärkere 
Pornografisierung der Medien zu verzeichnen ist. 
Wir haben eine ständige Zunahme intimer Details im 
Fernsehen. Ohne dass das noch als Problem gesehen 
wird oder das auch kein regulierendes Eingreifen 
der Moderation zu verzeichnen ist. Wir haben 
die erschreckende Tatsache und eine vermehrte 
Tendenz unter Minderjährigen, sich über Handys 
Pornos zuspielen. Oder auch die Ausbreitung von 
Fäkalsprache oder pornographisierter Sprachinhalte 
unter Jugendlichen, die für die ältere Generation 
erschreckende Züge hat. Wir haben die Tendenz 
in der Mode, immer freizügiger und körperbetont 
daherzukommen. Diese Entwicklung macht es jungen 
Frauen sehr schwierig, frühzeitig mit Abgrenzung 
und Abwehr zu reagieren. Wir haben im Moment 
einen Fall in der Begleitung, der uns erstaunt. Denn 
wir müssen feststellen, dass es für Betroffene oft 
sehr schwer ist, die Grenzen eindeutig zu ziehen 
und sich zu positionieren. 
Es wird viel zugelassen im Sinne einer Anpassung an die 
allgemeine Freizügigkeit, die von den jungen Frauen 
für selbstverständlich gehalten wird. Da sehen wir 
für die Seite der Personalverantwortlichen weiterhin 
die Aufgabe eines Informationsangebots, welches 
auch die Inhalte des Beschäftigtenschutzgedankens 
im Sinne sexueller Belästigung am Arbeitsplatz 

weiterhin vermittelt. 
Wir legen die Broschüre mit der wir seit vielen Jahren 
auch für die Betroffenen sehr wichtige Information 
geben konnten, im Moment neu auf und wird bald 
abrufbar sein. Soweit zu diesem besonderen Feld im 
Bereich der Antidiskriminierung. 

Für Nachfragen stehe ich gerne zur Verfügung, Sie 
können sich auch jederzeit gerne an das Frauenbüro 
hier im Hause wenden.

Vielen Dank.
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Michael Krone
(Deutsche AIDS-Hilfe, Link-Up)

Sehr geehrte Damen und Herren,

Um das Thema „Arbeit und Beschäftigung als 
Ausdruck der Normalisierung von HIV/Aids“ richtig 
einordnen zu können, muss ich zeitlich und inhaltlich 
erst einen Schritt zurückmachen. 
„Aids und Arbeit – geht das überhaupt?“ habe ich 
die erste Folie betitelt. Denn als wir 1997/ 1998 die 
ersten Projekte zu diesem Thema durchzuführen, 
wurde uns von manchem vorgeworfen, dass wir eine 
Errungenschaft unseres Sozialsystems, nämlich den 
Schutz kranker Menschen vor Arbeitspflicht, in Frage 
stellen wollen. Wenn man die beiden Begriffe „Aids 
und Arbeit“ betrachtet, so stehen sie sich diametral 
gegenüber. Was aber berücksichtigt werden muss, 
ist, dass sich beide Phänomene „Aids“ und „Arbeit“ 
verändern:
Seit dem flächendeckenden Einsatz antiretroviraler 
Medikamente sei ca. 1997 hat sich nicht nur die 
Lebenserwartung von Menschen mit HIV und Aids 
erheblich verlängert, auch der Wunsch, erwerbstätig 
zu sein oder erwerbstätig zu bleiben, hat sich 
erhöht. Die Projekte die seither entstanden sind, 
sind in der Regel aus der Selbsthilfe entstanden. Das 
heißt, dass Menschen mit HIV/ Aids gesagt haben, 
dass sie wieder etwas machen wollen. Sie wollten 
sozialintegrativ beschäftigt werden, arbeiten gehen, 
trotz oder auch mit ihrer Infektion.
Auf der anderen Seite verändert sich aber auch 
Arbeit, sie verändert sich seit Jahrhunderten. So 
ist Arbeit für Menschen mit Behinderungen oder 
chronischen Erkrankungen nicht nur möglich, 
sondern wird gewünscht und staatlich gefördert. 
Hinzu kommt der demografische Wandel, der den 
Mangel an Fachkräften prognostiziert, bzw. der in 
manchen Branchen schon eingetreten ist. Das heißt, 
dass HIV/Aids und Arbeit sich so verändert haben, 
dass Erwerbstätigkeit mit dieser Infektionskrankheit 
durchaus möglich ist.
Es gibt drei Dimensionen bezüglich HIV/Aids und 
dem Erwerbsleben: Die erste ist der Ausstieg aus 
dem Erwerbsleben, die zweite ist die Integration 
ins Erwerbsleben und die dritte ist der Erhalt 
der Berufstätigkeit, die sich auf Menschen die im 
Erwerbsleben sind, bezieht. Bis 1997 war die erste, 
nämlich der sozialverträgliche Ausstieg aus dem 
Erwerbsleben zumeist in die Rente der Bezug, der 
für viele am relevantesten war. Diese Dimension 
nimmt vom Bedarf an Beratung und Unterstützung 
in den Projekten tendenziell ab.
Die anderen bedieden Dimensionen nehmen zu. 
Menschen die erwerbslos sind und wieder ins 
Erwerbsleben einsteigen wollen, die sich z.B. an die 

JobCenter wenden und mithilfe von Qualifizierung 
ins Erwerbsleben integriert werden wollen. Und wir 
haben natürlich auch eine erhebliche Anzahl von 
Menschen, die mit HIV/ Aids arbeiten. Da geht es vor 
allem darum, deren Erwerbsfähigkeit zu erhalten, 
und die Bedingungen, damit sie erwerbsfähig sind 
und bleiben können, zu verbessern.
Ich würde Ihnen nun gerne ein paar Daten in 
Bezug auf HIV/ Aids und Arbeit vorstellen. Diesen 
Daten vorausgeschickt sei, dass die Prävalenz, 
also die Anzahl der Menschen, die mit HIV und 
Aids in Deutschland leben, nach Angaben des 
Robert-Koch-Institut auf ca. 59.000 bis 60.000 zu 
beziffern ist. Die Daten, die sich auf HIV und Arbeit 
beziehen, stammen aus dem Kompetenznetz, einer 
prospektiven Kohortenstudie mit 13.500 Menschen 
mit Stand vom November 2006. Zu dieser Zeit waren 
31% arbeitslos,  35% waren voll berufstätig, 5% 
waren Teilzeit berufstätig. Allerdings machten 20% 
der Befragten keine Angabe. Damit ist die Validität 
nicht wirklich hoch, aber die Zahlen geben einen 
tendenziellen Überblick. 
Besser sind die Daten einer Studie aus der Schweiz. 
Es besteht in der Schweiz eine wesentlich geringere 
Arbeitslosenquote als in Deutschland. In der Schweiz 
sind 70 % der Menschen, die mit HIV/Aids leben, 
berufstätig. Von diesen wiederum sind 70% Vollzeit 
beschäftigt. Das lässt tendenziell darauf schließen, 
dass wenn die Arbeitslosigkeit in Deutschland nicht 
so hoch wäre, auch bei uns mehr Menschen mit HIV/
Aids beschäftigt wären.
Die KABaSTI-Studie bezieht sich nur auf MSM – Männer, 
die Sex mit Männern – haben. Die Studie untersuchte 
in erster Linie andere Themen, es wurden jedoch 
auch Daten zur Erwerbstätigkeit erhoben. Im 
Alterssegment 25-34 (n=875) waren immerhin 80,4 % 
erwerbstätig. Das heißt, wenn wir über HIV/Aids in 
Deutschland sprechen, dann sprechen wir zu einem 
erheblichen Teil über Menschen, die jeden Tag 
arbeiten gehen, möglicherweise aber gar nicht in 
Erscheinung treten. Es tauchen eher die Menschen 
auf, die bei den JobCentern sind, unter Umständen 
weil sie einen Mehrbedarfantrag gestellt haben, oder 
die in irgendeinem Zusammenhang sich an eine AIDS-
Hilfe wenden. Das war ein kurzer Überblick über 
die quantitative Situation in Deutschland und der 
Schweiz. Ich würde Ihnen nun gerne die Teilprojekte 
der Entwicklungspartnerschaft LINK-UP vorstellen. 
Wenn ich mir die heutige Veranstaltung anschaue, 
dann denke ich, ist das auch genau das, was wir 
mit unserer Entwicklungspartnerschaft wollten. Wir 
werden über die EU gefördert, im Projekt Equal. 
Wir haben dabei das große Ziel gehabt, die Teilhabe 
von Menschen mit HIV am Erwerbsleben zu steigern. 
Dabei hatten wir zwei Handlungsstrategien: Sechs 
Projekte waren damit beauftragt, Qualifizierungs- 
und Beschäftigungsmaßnahmen für Menschen mit 
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HIV und Aids durchzuführen. Und zwei Projekte 
waren neben der Koordination damit beschäftigt das 
Thema HIV/Aids und Arbeit zu ‚mainstreamen’, also 
durch Informations-, Aufklärungs- und politische 
Arbeit nach vorn zu bringen. 
Von den ersten sechs seien drei kurz vorgestellt: 
Die Münchner AIDS-Hilfe betreibt beispielsweise 
im Rahmen einer Qualifizierungsmaßnahme 
ein Tagungszentrum. Die Beteiligten werden 
im Bereich der Veranstaltungsorganisation und 
des Eventmanagements geschult. Von der AIDS-
Hilfe Bielefeld wird das Projekt „Tierpension“ 
durchgeführt. Dahinter steckt die Idee, 
dass viele i.v. Drogengebrauchende als eine 
Hauptbetroffenengruppe, selbst wenn sie sich 
um nichts anderes kümmern, sich immer noch um 
ihre Tiere kümmern. Sie im Rahmen des Projektes 
im Bereich Tierpflege zu qualifizieren ist Ziel des 
Projekts. Daneben gibt es weiterhin das Projekt 
ACCESO, das von der Positiven Aktion e.V. in Berlin 
durchgeführt wird. Hier werden Migrantinnen und  
Migranten mit HIV/Aids im Gastronomiebereich 
ausgebildet. Zudem gibt es drei weitere 
Qualifizierungsprojekte, die bei den AIDS-Hilfen in 
Köln, Dresden und Essen angesiedelt sind, auf die ich 
wegen der Kürze der Zeit nicht näher eingehen kann. 
Im Rahmen der zweiten Handlungsstrategie führt 
das Berliner Projekt kursiv e.V. eine bundesweite 
Arbeitgeberinitiative durch. Da sind die Kollegen 
in den letzten zweieinhalb Jahren – so lange läuft 
das Projekt Equal schon und geht noch bis Ende 
Dezember – durch die gesamte Republik gefahren 
und haben Arbeitgebende, Personalmanager, 
MultiplikatorInnen, Gewerkschaften u.a. über 
HIV/Aids in Zusammenhang mit Erwerbstätigkeit 
aufgeklärt. Das andere Mainstreaming-Projekt ist das 
Projekt Jobtours, das von der Deutschen AIDS-Hilfe 
durchgeführt wird. Es hat die Aufgabe, die Mitarbeiter 
der JobCenter und auch andere arbeitsmarktpolitische 
Akteure vor Ort fortzubilden und sie mit den 
lokalen und regionalen Aidshilfen zu vernetzen. 
Zudem werden Mitarbeiter/innen aus AIDS-Hilfen 
bundesweit zum Thema Arbeit und Beschäftigung 
fortgebildet. Denn ähnlich wie in anderen 
Niedrigprävalenzländern fühlen sich AIDS-Hilfen in 
Deutschland eher im Bereich Gesundheit verortet 
und haben einen Informationsbedarf zu Themen 
wie Arbeitsrecht, Unterstützungsmöglichkeiten 
in Bezug auf Erwerbstätigkeit und verwandten 
Themen. Koordiniert wurde die gesamte 
Entwicklungspartnerschaft (EP) LINK-UP von der 
Deutschen AIDS-Hilfe e.V. Unsere Aufgabe als 
Koordination bestand darin, den verwaltungs- und 
finanztechnischen Ablauf zu garantieren und die 
Arbeit der EP nach außen zu vertreten und über 
unsere Aktivitäten zu informieren. 
Zum Ende möchte ich Ihnen einige Erfahrungen 

und Erkenntnisse, die wir in den letzten Jahren im 
Zusammenhang mit HIV/Aids und Erwerbstätigkeit 
gemacht haben, darstellen: 
1. KlientInnen der Aidshilfen nehmen die 
Beschäftigungs- und Qualifizierungsprojekte an, 
weil es ihnen möglich ist, die Erkrankung im 
Rahmen der Qualifizierung ohne Vorbehalte zu 
thematisieren. Das ist die tatsächliche Rückmeldung 
aus verschiedenen Projekten. Wenn es also um 
Arbeit und Beschäftigung geht, trägt es erheblich 
zum Erfolg einer Maßnahme bei, die Krankheit oder 
die Infektion nicht außer Acht lassen zu müssen. In 
der ersten Förderungsphase von EQUAL haben wir 
z.B. bei kursiv e.V. (Schwulenberatung Berlin) ein 
Projekt gemacht, eine Qualifizierungsmaßnahme, 
bei der wir über 50 % der Teilnehmenden in den 
ersten Arbeitsmarkt vermitteln konnten. Von den 
Teilnehmenden wurde immer wieder betont, dass die 
Gruppe, das Thematisieren und das Sprechen über 
die Erkrankung, das was sie angeht als Menschen mit 
HIV/Aids auf dem Arbeitsmarkt, für sie essentiell 
wichtig gewesen sei.
2. Arbeitnehmende mit HIV/Aids outen sich am 
Arbeitsplatz nicht, obwohl sie das gerne tun würden. 
Auf der Veranstaltung „Positive Begegnung“ im 
letzten Jahr in Leipzig in einem Workshop zum Thema 
waren von 40 erwerbstätigen, positiven Menschen 
36 am Arbeitsplatz nicht geoutet. Die vier, die ihren 
HIV-Status öffentlich gemacht hatten, arbeiteten 
entweder im Aids- oder Drogenhilfekontext. Das 
verwundert nicht wirklich, da es natürlich keiner 
sagen muss und die Angst vor Diskriminierung 
oder Benachteiligung zu groß ist. Was aber auf der 
anderen Seite heraus kam, war, dass diese Menschen 
stark darunter leiden, über ihre Situation nicht 
sprechen zu können. Das ist auch tatsächlich etwas, 
das erst bewusst wird, wenn man mit dem Menschen 
ins Gespräch kommt. Vor zwei Wochen hatten 
wir unsere Fachtagung, auf der eine HIV-positive 
Bankerin sprach. Sie ist mittlerweile geoutet und 
hat sowohl positive als auch negative Erfahrungen 
gemacht. Die Bankerin schilderte zum Beispiel, wie 
sie bei einem Arzt war. Sie war bei einem vorherigen 
Arbeitgeber rausgeflogen und wollte sich diese 
Outingsituation nicht noch einmal antun. Ihr wurde 
dann von diesem Arzt geraten, doch Leukämie als 
Grund für Arztbesuche oder Abwesenheiten u.a. 
anzugeben. Infolge dessen war sie daraufhin mehr 
damit beschäftigt, sich über Leukämie als über HIV 
zu informieren. Denn natürlich kamen Fragen von 
den Kollegen zu der Erkrankung. An diesem Beispiel 
möchte ich deutlich machen, wie konkret der 
Unterstützungsbedarf sein kann. 
3. Wir haben tatsächlich ein erhebliches Defizit 
hinsichtlich des Wissens über HIV/Aids festgestellt. 
Wenn man aber in die Arbeitswelt geht, spielen 
unbegründete Transmissionsängste plötzlich wieder 
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eine Rolle. So als ob wir die letzten 25 Jahre an 
Aufklärung und Information nicht gehabt hätten. 
Hinzu kommt, dass viele nicht wissen, dass man 
mit HIV/Aids durchaus erwerbstätig sein kann und 
erwarten nicht, auf eine/n HIV-positive/n Kolleg/
i/e/n zu treffen. Gesamtgesellschaftlich gesehen 
spielt natürlich auch eine Rolle, dass HIV/Aids nicht 
mehr in dem Maße wahrgenommen wird wie zu 
Anfang der Ausbreitung der Infektionskrankheit. Mit 
der Entwicklung zu einer tendenziell chronischen 
Erkrankung geht auch der Verlust von Drama 
und Glamour einher. Zu uns hat mal ein Klient 
gesagt: Nichts ist langweiliger als eine chronische 
Krankheit. Damit beschrieb er das, was in anderen 
Zusammenhängen mit der Normalisierung von HIV 
und Aids thematisiert wird. Auf jeden Fall haben 
wir festgestellt, dass man mit Information und 
Aufklärung dagegensteuern muss.  Was man bestimmt 
auch sagen kann ist, dass Unwissen eine Ursache von 
Diskriminierung ist. Ganz viele Vorurteile beziehen 
sich darauf, dass Menschen nicht wissen, wie sie mit 
bestimmten Benachteilungen oder Lebenssituationen 
anderer Menschen umgehen sollen. Und auch da gilt 
es nach wie vor gegenzusteuern. 
4. Arbeit verändert sich, wie bereits erwähnt. 
Diese Veränderungen haben auch zur Folge, dass  
Flexibilisierung von Arbeitszeit und Arbeitsplatz 
möglich werden. Im Rahmen von Diversity-
Management geht es ganz viel um das Thema Work-
Life-Balance, also darum, Familie und Beruf in 
Einklang bringen zu können. Für Menschen mit HIV/
Aids sind diese Instrumente genauso relevant, denn 
häufig geht es darum z.B. wegen Arztbesuchen oder 
anderer Einschränkungen nicht zu einer bestimmten 
Zeit an einem bestimmten Ort sein zu können. 
Instrumente zur Flexibilisierung von Arbeitszeit und 
Arbeitsplatz setzen genau da an und sind auch für 
Menschen mit anderen chronischen Erkrankungen 
relevant. 
5. Als letztes möchte ich noch darauf hinweisen, dass 
es weiterhin der politischen Lobbyarbeit bedarf. 
Wir konnten in den letzen zweieinhalb Jahren viel 
erreichen und sind auch in der Öffentlichkeitsarbeit 
gut vorangekommen. Es geht nun aber auch darum, 
dieses Wissen nicht nur auf HIV/Aids zu beschränken, 
sondern es auf Menschen mit anderen chronischen 
Erkrankungen und anderen „Hidden Disabilities“ 
zu übertragen. Die Zunahme von chronischen 
Erkrankungen in unserer Gesellschaft ist ein Faktor, 
von dem auch die Arbeitswelt nicht unberührt 
bleibt. Hier stellen sich Herausforderungen für 
Gewerkschaften, Arbeitgebende, Politiker/innen 
gleichermaßen. Instrumente und Methoden zur 
Lösung dieser Herausforderungen gemeinsam mit 
den genannten Akteuren zu entwickeln, ist die 
Aufgabe der nächsten Jahre und Jahrzehnte.
Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit!

HIV/Aids und Arbeitswelt                                                                                            



18

Thomas Heidorn
(JobCenter der Region Hannover)

Schönen guten Tag meine Damen und Herren,

ich bin im JobCenter Hannover zunächst 
stellvertretender Geschäftsführer gewesen, und 
seit Mitte 2005 zunächst kommissarisch und dann 
dauerhaft als Geschäftsführer tätig.
Zu unserer Struktur insgesamt: Durch die Bildung 
der Region Hannover ist die Region Hannover 
zuständiger Träger im Bereich SGB II geworden, 
zusammen mit den vier Arbeitsagenturen, die wir 
hier in der Region haben. Das bedeutete in der Tat 
eine Arbeitsgemeinschaft, die Verantwortung für 
120.000 Menschen in der Region Hannover trägt, 
denn so viele Personen nennen wir unsere Kunden 
und Kundinnen. Jeder zehnte hier in der Region 
Hannover lebt im System SGB II.
Wir haben 16 JobCenter in der Region Hannover 
aufgestellt, eines speziell für Personen unter 25 
Jahren aus dem Stadtgebiet Hannover. Wir sind 
1.200 Kollegen und Kolleginnen. Das macht uns zur 
drittgrößten Arbeitsgemeinschaft im Bereich SGB II 
in Deutschland. Wir konkurrieren dabei mit unserer 
Schwester in Köln, haben uns aber momentan mit 
dem dritten Platz bundesweit eingerichtet. 
Ich muss zunächst darauf hinweisen, dass ich, was 
ich sehr bedaure, diese Veranstaltung nicht bis 
zum Ende besuchen kann. Sie haben vielleicht der 
öffentlichen Berichterstattung entnommen, dass die 
JobCenter Region Hannover und ich persönlich sich 
momentan in schwierigem Fahrwasser befinden. 
Das führt dazu, dass ich gleich einen wichtigen 
Gesprächstermin hier im Hause wahrnehmen muss. 
Das versetzt mich aber immerhin in die Lage, an 
einem sehr wichtigen Teil dieser Veranstaltung 
teilzunehmen. Es war mir auch persönlich wichtig, 
hier zu erscheinen, denn das Thema, das wir heute 
beraten hat einen besonderen Stellenwert.
Ich möchte zunächst etwas zu unserem 
Selbstverständnis als JobCenter Region Hannover 
sagen: Wir haben - und das hatte auch einen Open 
Space-Charakter - uns sehr frühzeitig nämlich 
im Jahre 2006, nachdem wir die wesentlichen 
Aufbauarbeiten erledigt hatten, uns auch sehr 
intensiv mit unserem Selbstverständnis beschäftigt. 
Alle 1.200 Kollegen und Kolleginnen haben sich die 
Fragen gestellt, wer wir sind, was wir wollen und 
was überhaupt unsere Aufgaben im Prozess sind. 
Wir haben keinen Open Space gemacht, sondern 
es dezentral in den JobCentern organisiert. Das 
Ganze ist in ein Arbeitsmarktintegrations- und 
Beschäftigungsprogramm eingeflossen, das mit 
einigen anderen Materialien auch hier im Vorraum 
ausliegt. In diesem Programm haben wir versucht, 

diese Fragen nach unseren Aufgaben und Zielen 
und unserem Selbstverständnis sehr grundlegend zu 
beantworten. Wir haben für uns festgestellt, dass 
wir natürlich zunächst Dienstleister am Arbeitsmarkt 
sind, also für Arbeitgeber und Arbeitgeberinnen, 
sowie für Arbeitssuchende. Wir sind natürlich 
zudem diejenigen, die sicherzustellen haben, 
dass 120.000 Menschen in der Region täglich ihren 
Lebensunterhalt und ihre Miete bestreiten können. 
Aber wir sind auch sozialpolitischer Akteur. Wer eine 
solche Aufgabe hat, ist sozialpolitischer Akteur, ob er 
es will oder nicht. Durch Handeln oder Unterlassen 
agieren wir in jedem Fall. Und wir haben uns 
dieser Aufgabe positiv gestellt. Das heißt, wenn wir 
sozialpolitischer Akteur sind, wollen wir auch aktiv 
sozialpolitisch mitgestalten. Das bedeutet natürlich, 
in solchen Fragen wie wir sie heute beraten, unsere 
Stimme zu erheben und das einzubringen, was wir 
an Themen und an Inhalten hier einbringen können. 
Aber auch das, was zu solchen Anlässen wie heute 
an Ergebnissen erarbeitet wird zu überprüfen auf 
die konkrete Umsetzbarkeit bei uns selber.
Hiermit komme ich zum Thema. Das Thema Aids 
und Arbeit hat uns das erste Mal im Februar 2005 
erreicht. Wir hatten eine sehr intensive Debatte in 
der Öffentlichkeit. Ausgelöst  wurde diese durch 
den damals zuständigen Bundesminister Wolfgang 
Clement unter der Rubrik: Wie viele Menschen sind 
überhaupt erwerbsfähig im SGB II. Und es gab einen 
heftigen Streit mit der kommunalen Seite, weil die 
Aussage getätigt wurde, die Kommunen hätten zu 
einem großen Teil nicht erwerbsfähige Menschen 
in den Bereich SGB II eingeschleust, um sich aus 
ihrer Leistungsverpflichtung nach der Sozialhilfe 
zu befreien. Die Zahlen haben später etwas ganz 
anderes ergeben und auch das Gesetz hat das Faktum 
Erwerbsfähigkeit bewusst weit gefasst. Sie wissen 
von den drei Stunden, die man unter normalen 
Bedingungen in der Woche am Arbeitsmarkt tätig 
sein muss.
Das Ganze ist damals in ein Zitat von Herrn Clement 
gefallen, was ich an dieser Stelle noch einmal 
einbringen möchte, weil es in die Gesamtproblematik 
einführt.
Er hat im Februar 2005 gesagt: „Wir sind von 
den Krankenkassen darauf aufmerksam gemacht 
worden, dass selbst Komakranke für arbeitsfähig 
erklärt wurden, oder auch Aids - und Suchtkranke“. 
Dieses Zitat zeigt recht deutlich, dass bis in höchste 
Stellen hinein Aufklärungsbedarf vorhanden war 
über die tatsächliche Problematik im Hinblick auf 
Aids und Arbeit.
Ein weiterer wichtiger Punkt dafür, uns damit 
auseinander zu setzen, war unsere eigene 
Betroffenheit. Es wurde schon erwähnt, dass die 
Niedersächsische AIDS-Hilfe frühzeitig darauf 
hingewiesen hat, dass es Probleme in der Arbeit 
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der JobCenter mit diesem Personenkreis gab. Wir 
mussten zur Kenntnis nehmen – und das hat uns 
nicht gefallen - dass es tatsächlich in der Praxis 
der JobCenter zu Diskriminierung von HIV-Positiven 
gekommen ist. Dass es beispielsweise Situationen 
gegeben hat, wo Sanktionen ausgelöst wurden, 
weil Menschen nicht bereit waren, ihre Diagnose 
offen zu legen, sich nicht outen wollten. Dass 
Leistungsanträge abgelehnt wurden, weil Unterlagen 
nicht erbracht worden sind, aus - wie sich dann 
hinterher rausstellte - begründeten Sorgen, denen 
man sich hätte annehmen müssen. Wenn man 
feststellt, dass es zu Diskriminierung gekommen 
ist, tut man natürlich gut daran, die Ursachen 
zu erforschen. Auch hier ist es so gewesen, dass 
es eben nicht der böse Wille derjenigen gewesen 
ist, die hier als Sachbearbeiter oder persönliche 
Ansprechpartner tätig geworden sind. Sondern dass 
es schlichtweg eine Situation gegeben hat, in der 
man sich gegenseitig nicht verstand, oder dass man 
möglicherweise die Probleme so nicht gesehen hat, 
weil schlichtweg das Wissen dafür fehlte. In der Tat 
gab es auch Fälle, in denen es zu einem Outing kam, 
dass man tatsächlich aus dieser Unsicherheit heraus 
als Vermittler und Vermittlerin den Fall unter der 
Rubrik abgelegt hat: „hier habe ich mit meinen 
Möglichkeiten relativ wenig Chancen, jemanden in 
Arbeit zu bringen“.
Insofern hat das, was die Niedersächsische 
AIDS-Hilfe auch anhand von Fällen aus unserem 
Zuständigkeitsbereich dokumentiert hat, bei 
uns Betroffenheit ausgelöst. Wenn man so einen 
Zustand von Betroffenheit verspürt, ist es sinnvoll 
damit konstruktiv umzugehen. Wir mussten in der 
Analyse feststellen, dass wirkliche Kenntnisse über 
den Krankheitsverlauf und über die Einschränkungen 
die man hat, wenn man HIV-positiv ist, fehlten. 
Ein weiteres interessantes Faktum war, dass nach 
über 20 Jahren öffentlicher Debatte über HIV 
noch soviel Unsicherheit und Scheu im Umgang 
mit dieser Erkrankung zu verspüren ist, bzw. 
sich auf den Prozess einzulassen. Das war für uns 
natürlich eine erschreckende Erkenntnis. Umso 
mehr haben wir uns gefreut, dass es ein konkretes 
Angebot gegeben hat, wie wir das gemeinsam 
abarbeiten können. Wir haben dann schnell mit 
der Niedersächsischen AIDS-Hilfe verabredet, dass 
wir konkret in Schulungen investieren wollen. Wir 
haben insgesamt 23 Fachkräfte in Zusammenarbeit 
mit der Niedersächsischen AIDS-Hilfe geschult. 
Wir haben es so vorbereitet, wie es bei anderen 
Qualifizierungen bei uns auch der Fall ist. Das heißt, 
wir haben versucht, das Qualifizierungsangebot 
mit den Praktikern zu entwickeln, um wirklich zu 
wissen wo es hakt und wo wir einhaken müssen. Wir 
sind jetzt in der Situation gewesen, bundesweit als 
erste Arbeitsgemeinschaft ein internes Netzwerk zu 

haben. Wir haben in jedem JobCenter ein, in den 
großen JobCenter auch zwei Ansprechpartner für 
das Thema HIV/Aids.
Wir haben uns auch gefreut, dass wir im Rahmen 
der Veranstaltung des Niedersächsischen 
Sozialministeriums und der Regionaldirektion 
Niedersachsen - Bremen der Agentur für Arbeit 
unseren konkreten Ansatz vorstellen konnten. Wir 
konnten in vielen anderen Arbeitsgemeinschaften 
und Arbeitsagenturen damit entsprechende Akzente 
setzen und auslösen, dass dann auch entsprechend 
qualifiziert worden ist. Das Thema wurde in den 
Fokus gerückt und dies ist für uns auch ein Erfolg der 
zeigt, dass es sich wirklich lohnen kann, an solchen 
schwierigen Themen zu arbeiten.
Und wir können auch, zumindest ist uns das von 
den Aidshilfen bestätigt worden, auf erste Erfolge 
schauen. Die Zahl der Beschwerden aus dem 
Betroffenenkreis ist zurückgegangen. Die Sensibilität 
im Umgang mit den Betroffenen wächst, das heißt es 
wird ganz konkret erkannt, dass HIV keine Erkrankung 
ist, die dazu führt, dass man dem Arbeitsmarkt nicht 
zur Verfügung steht. Es ist auch anhand der Zahlen, 
die wir hier gehört haben, deutlich geworden, 
dass es in der überwiegenden Zahl der Fälle kein 
Hindernis ist, arbeiten zu dürfen.
Bei der damaligen Veranstaltung im Sozialministerium 
haben wir darüber geredet, welche Berufe überhaupt 
ungeeignet sind für HIV-Positive. Es war der Pilot, 
der als einziges Berufsbild ausgeschieden ist, jedoch 
glaube ich aus ganz anderen Gründen. Wir haben 
viel mehr über die Frage, ob man auch Koch werden 
darf oder nicht gesprochen. Diese Berufsfelder sind 
immer Dinge bei denen man zurückschreckt: Aber 
doch bitte keine HIV-Positiven als Koch!
Aber das ist heute kein Stand der Dinge mehr, denn 
diese Berufsfelder stehen offen. Insofern steht 
das ganze Berufsfeld offen! Umso wichtiger ist es 
natürlich, dieses Wissen zu haben und für die Praxis 
umzusetzen.
Unser Fazit als JobCenter ist: Wir haben gelernt, 
dass man mit Wissen und Aufklärung wirkungsvoll 
Diskriminierung begegnen kann. Und ganz wichtig: 
wenn schon eine zweitägige Schulung für einen 
ausgewählten Kreis von Multiplikatoren erste 
Wirkung zeigt, um wie viel größer sind die Chancen, 
wenn man dieses Wissen in die Breite bringt.
Unser zweites Fazit ist deswegen gewesen: es 
lohnt sich den begonnenen Prozess der Aufklärung 
und der Antidiskriminierung durch Aufklärung und 
Wissensvermittlung auszubauen. 
Ein zusätzlicher Aspekt, auf den ich sehr gerne 
eingehen möchte ist, dass wir mit dieser Thematik 
nicht stillstehen, sondern dass wir weiter machen. 
Es ist darauf hingewiesen worden, dass am Beispiel 
HIV/Aids sehr klar erkannt werden kann, wie 
Diskriminierung von Menschen mit chronischen 
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Erkrankungen funktioniert, aber auch wie man sie 
auflösen und ihr entgegenwirken kann.
Deshalb freuen wir uns sehr auf das, was für das 
neue Jahr ansteht. Ich habe mich auch sehr darüber 
gefreut, Herr Leidecker, dass Sie schon angekündigt 
haben, dass der Bund das Geld für den Open Space 
- zu dieser breiten Möglichkeit miteinander zu 
diskutieren - dazugeben will. Ich kann aus Sicht 
der JobCenter der Region Hannover nur sagen, dass 
es überaus lohnend ist, diesen Prozess anzugehen, 
sich mit über 1000 Menschen aus unterschiedlichen 
Bereichen über das Thema chronische Erkrankungen 
zu unterhalten. Wir wissen alle, und auch das 
wurde schon gesagt, dass das Thema chronische 
Erkrankungen bei der arbeitenden Bevölkerung 
zunimmt. Es gibt Zahlen, die sich um die 40 % 
bewegen sollen. Genauere Zahlen kennen wir 
aber auch nicht, da unsere Statistiken nicht so 
aufgebaut sind, dass wir das erfassen können. Wir 
wissen auch, dass viele chronische Erkrankungen 
auch verschwiegen werden, da die Sorge besteht, 
den Arbeitsplatz zu verlieren oder überhaupt einen 
Arbeitsplatz zu finden.
Es lohnt sich sehr, diesen Prozess anzugehen und ich 
denke, dass mit dem Open Space auch der richtige 
Rahmen gesetzt ist. Dazu ist insbesondere zu sagen, 
dass es sich lohnt, sich mit so vielen Menschen 
zusammenzusetzen. Wir haben in der praktischen 
Umsetzung unseres kleinen Projektes erlebt, dass 
man, wenn es erfolgreich gestaltet werden soll, 
sehr viele Partner brauchen wird.
Integration in den Arbeitsmarkt bedeutet 
natürlich vor allem, den unmittelbaren Kontakt 
zu Arbeitgebern und Arbeitgeberinnen zu pflegen. 
Hier können sicherlich auch noch gemeinsame 
Netzwerke entstehen, um Kenntnisse zu 
vermitteln und Strategien zu entwickeln für die 
Integration. Für uns als JobCenter ist es wichtig, 
mit den Betroffenenorganisationen ins Gespräch zu 
kommen. Es gibt gerade im Bereich der chronischen 
Erkrankungen sehr viele Einrichtungen, die auf dem 
Gedanken der Selbsthilfe beruhen und die sehr 
viel Fachlichkeit mitbringen. Aber es gibt natürlich 
auch professionelle Einrichtungen, mit denen wir in 
Kontakt kommen möchten.
Als nächster Schritt muss die konkrete Umsetzung 
stehen.
Herr Jagau hat eingangs darauf hingewiesen, dass es 
letztlich bei der Durchführung die entscheidenden 
Nagelproben gibt. Insofern bietet ein Open Space die 
Chance, mit der Basis ins Gespräch zu kommen. Wir 
wissen aus unseren eigenen Entwicklungsprozessen 
nach drei Jahren SGB II, um die Schwierigkeiten 
in der Praxis. Ein entscheidender Erfolgsfaktor ist 
in der Tat, dass man auch eine breite Beteiligung 
organisiert. Dass diejenigen, die praktische Arbeit 
hinterher zu leisten haben, auch in den Prozess der 

Konzepterstellung eingebunden werden, denn sie 
sind es letztlich, die für den Erfolg zu garantieren 
haben. Insofern kann ich an dieser Stelle nur sagen: 
Lassen Sie uns den Open Space nutzen, gemeinsam 
mit vielen anderen darüber nachzudenken, 
wie wir durch unser praktisches Tun und durch 
unsere konkrete Arbeit Diskriminierung nicht nur 
von HIV-Positiven, sondern auch von chronisch 
Kranken insgesamt entgegentreten können. Lassen 
Sie uns diese Veranstaltung dazu nutzen, die 
notwendigen Dialoge zu führen und die notwendigen 
Netzwerke zu knüpfen - mit der Arbeitgeberseite, 
mit den Verbänden der Wirtschaft, mit der 
Arbeitnehmerseite, mit Selbsthilfeeinrichtungen 
und Beratungsstellen und natürlich auch mit 
denjenigen, die Arbeitsvermittlung leisten sollen, 
also den JobCentern und den Agenturen für Arbeit.
Ich würde mich auch freuen, wenn es uns gelänge, 
den Open Space so zu befruchten, dass tatsächlich 
konkrete Projekte entstehen. Wir haben eben schon 
einige interessante Projekte gesehen. Ich denke, die 
geballte Kreativität von über 1000 Menschen wird es 
möglich machen, noch viele spannende Projekte zu 
entwickeln. Die JobCenter Region Hannover werden 
Sie in diesem Prozess aktiv an Ihrer Seite finden. 
1200 Beschäftigte sind ja auch ein guter Sockel für 
die Gestaltung eines Open Space, auch wenn nicht 
alle kommen werden. Aber ich denke, dass wir selbst 
bei so einem ernsten Thema AIDS Spaß daran haben 
werden, mit Ihnen gemeinsam gute Lösungen und 
Projekte zu entwickeln.

Vielen Dank.
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Ulrich Gransee
(DGB Niedersachsen)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, 

ich bin für Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik beim 
Deutschen Gewerkschaftsbund zuständig.
Als die Einladung für diese Veranstaltung kam, 
fanden wir das Thema spannend und suchten einen 
Zuständigen für diesen Bereich. Die Frage war, wer 
ist dafür zuständig? Die Abteilung Sozialpolitik. Und 
so bekam ich das in die Hand. Und im Gegensatz zu 
den anderen Referenten, die hier sind, habe ich zu 
diesem Thema sicher nicht mehr gewusst als viele 
anderen Niedersachsen. Deswegen habe ich mich 
nun mehr mit diesem Thema befasst. Dafür schon 
einmal herzlichen Dank an den Veranstalter für die 
Einladung zu dieser Veranstaltung.
Als erstes habe ich geschaut, welche Bedeutung 
dieses Thema bei Gewerkschaften hat. Was passiert 
da bei Gewerkschaften? Es gibt Betroffenengruppen 
und Beschlüsse von Gewerkschaftstagungen, wie 
beispielsweise von ver.di, die vor kurzem getagt 
haben. Und einen Beschluss gegen Diskriminierung 
von Menschen mit HIV/Aids sowie für einen offenen 
Umgang mit nicht sichtbaren Beeinträchtigungen 
zum Vorteil aller Beteiligten.
In der Vorbereitung habe ich verschiedene 
Materialien gesichtet. Ich bin dabei unter anderem 
auf Materialien von Herrn Krone und auch vom 
Internationalen Arbeitsamt gestoßen. Ich weiß, 
dass es in einigen Bereichen Betriebsräte gibt, die 
sich intensiv mit diesem Thema auseinandersetzen. 
Ich weiß aber auch, dass es in vielen anderen 
Teilen große, weiße Flecken auch innerhalb der 
Gewerkschaften zu diesem Thema gibt. Ich bin kein 
Jurist, deshalb werde ich in den weiteren Punkten 
keinen arbeitsrechtlichen Schwerpunkt setzen. Ich 
will drei andere Komplexe anreißen. Zunächst möchte 
ich eine vielleicht andere Sicht zu Diskriminierung 
zeigen, ich möchte dann über „Gute Arbeit“ und 
abschließend über Eingliederungsmanagement 
sprechen.
Der erste Punkt „Diskriminierung“ hat immer etwas 
damit zu tun, wie Arbeit in einer Gesellschaft 
organisiert wird, und welche Anforderungen sich 
daraus an die Arbeits- und Leistungsfähigkeit der 
Beschäftigten ableiten lassen. Wir als Gewerkschaften 
haben uns mit Veränderungsprozessen von 
Branchen und betrieblichen Strukturen sowie 
von Produktions- und Wettbewerbsbedingungen 
auseinander zu setzen. Immer mit der Zielsetzung 
der menschengerechten Arbeitsgestaltung und zwar 
für Gesunde und Kranke. Und es geht uns darum, 
uns bewusst zu machen, dass man auch selbst krank 
werden kann. Auch die internationale Verzahnung 
von Unternehmen und Kapitalmärkten – man redet 

immer von Globalisierung – hat Auswirkungen 
auf Arbeitsbedingungen und Risiken. Aus meiner 
Sicht überlagert das Ziel, die Wettbewerbs- und 
Innovationsfähigkeit der Unternehmen der nationalen 
Wirtschaft zu stärken gegenwärtig die Gestaltung 
der Arbeitsbedingungen deutlich. Die einseitig 
orientierte Nutzung von menschlicher Arbeitskraft 
beherrscht heute alles und vernachlässigt, 
dass die Innovationsfähigkeit von Unternehmen 
ganz wesentlich von den Arbeitnehmern und 
Arbeitnehmerinnen, das heißt von deren Gesundheit 
und Arbeit- und Leistungsfähigkeit abhängig ist.
Der zweite Punkt „Gute Arbeit“: Der DGB hat vor 
einigen Wochen den Index „Gute Arbeit“ vorgestellt. 
Er kam zustande, indem man eine repräsentativ 
ausgewählte Beschäftigtenzahl zu ihrer Sicht zur 
Arbeitsgestaltung befragt hat. Es ging nicht nur 
darum, zu berichten wie die Sicht ist, sondern 
auch mit dem Vorzeichen, dass man daraus auch 
ableiten kann, wie es besser gehen kann. Das heißt, 
wir wollen einen Wettbewerb um gute Arbeit in 
Gang setzen, der die kurzsichtige Kostendiskussion 
um Aspekte von Innovationsfähigkeit und Qualität 
der Arbeit erweitert. Denn von guter Arbeit 
profitieren alle - Arbeitgeber und Arbeitnehmer. 
Und schlechte Arbeitsbedingungen gehen zu Lasten 
von Gesundheit und Zufriedenheit und verursachen 
alljährlich volks- und betriebswirtschaftliche 
Schäden in Milliardenhöhe, die wir alle, nämlich die 
Allgemeinheit bezahlen. 
Und in diesem Fragekomplex zum Index gab es 
die folgende Frage: „Bitte denken Sie an Ihre 
Arbeit und Ihren Gesundheitszustand. Meinen Sie, 
dass Sie unter den derzeitigen Anforderungen Ihre 
Tätigkeit bis zum Rentenalter ausführen können?“ 
Es ergab ein wenig erfreuliches Ergebnis, denn 
nur jeder zweite Beschäftigte geht davon aus, 
dass er seine jetzige Tätigkeit bis zum Rentenalter 
ausüben kann. In der weiteren Auswertung ergaben 
sich weitere Unterschiede. Nämlich je besser die 
Arbeitsbedingungen sind, desto größer ist die 
Zuversicht der Beschäftigten. Und umgekehrt, je 
häufiger die Menschen spüren, dass sie in ihrer Arbeit 
an die Grenzen ihrer Leistungsfähigkeit kommen, 
sich krank oder gesundheitlich belastet fühlen, 
desto pessimistischer wird ihre Prognose bezüglich 
ihrer zukünftigen Arbeitsfähigkeit. 
Dieser Index soll jährlich neu erstellt werden, 
und ich kann mir vorstellen, dass die Diskussion 
aufkommt, die gesundheitspolitische Frage in der 
nächsten Befragung intensiver mit aufzunehmen. 
Der Fragebogen und die Ergebnisse zu diesem Index 
sind im Internet unter     
www.dgb-index-gute-arbeit.de einzusehen. 
Das Ganze geschieht unter dem Vorzeichen 
Arbeitsrecht menschengerecht zu gestalten. Weil 
das gut ist für produktive Arbeitnehmer und für 
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erfolgreiche Unternehmen sowie dafür, dass der 
Sozialstaat entlastet wird. 
Zum letzten Punkt „Eingliederungsmanagement“. 
Wie gehen wir mit chronisch Kranken um? In 
der Vorbereitung zur heutigen Veranstaltung 
habe ich eine Broschüre des DGB gefunden, die 
sich „Handlungsleitfaden für ein betriebliches 
Eingliederungsmanagement“ nennt. Da steht 
nichts speziell zu HIV/Aids drin. Daraufhin habe 
ich die Verfasser der Broschüre gefragt, ob nicht 
dieses Thema mit aufgenommen werden soll. Man 
arbeitet daran, bat aber darum, Informationen 
von der heutigen Veranstaltung weitergegeben zu 
bekommen.
Seit 2004 gibt es für die betrieblichen 
Interessensvertretungen neue Chancen 
und Herausforderungen, für die wir uns als 
Gewerkschaften auch stark gemacht haben, nämlich 
das betriebliche Eingliederungsmanagement. Das 
Ganze ist im SGB IX in dem Paragraphen 84,   
Absatz 2 näher beschrieben. Da hat der Gesetzgeber 
dieses betriebliche Eingliederungsmanagement 
als wichtiges Instrument geschaffen, das die 
Rehabilitation und Integration von kranken und 
behinderten Menschen in den Vordergrund stellt. 
Das heißt, es bietet die Chance, mehr für erkrankte 
und behinderte Beschäftigte zu tun, aber – und das 
ist wichtig – auch die Arbeitsbedingungen als solche 
stärker ins Auge zu fassen. Ein Ansatz für umfassendes 
Gesundheitsmanagement, der neben der Integration 
vor allem auch die Prävention beinhaltet. In dieser 
Broschüre gibt es eine größere Zusammenstellung, 
was es an komplexen Aufgaben alles gibt. Aus der 
Zusammenstellung habe ich drei für mich selektiert, 
die in diesem Zusammenhang hier wichtig sind. 
Zum Einen ist das die Frage der betrieblichen 
Kommunikation und der Öffentlichkeitsarbeit zur 
Einbeziehung aller Beschäftigten. Ich denke, dass 
das wichtig ist, um Krankheit in den Griff zu kriegen, 
egal um welche chronische Krankheit es geht oder 
um was es sich grundsätzlich handelt. Der nächste 
Punkt ist die Frage der Zusammenarbeit mit den 
Beauftragten des Arbeitgebers und Akteuren und 
Akteurinnen des Arbeits- und Gesundheitsschutzes, 
wie beispielsweise Herrn Dr. Lamberg, der nach mir 
hier spricht. Und natürlich auch die Zusammenarbeit 
mit außerbetrieblichen Diensten und da gehört 
aus meiner Sicht auch die Aidshilfe dazu. Das 
Dritte ist der Dreh- und Angelpunkt, also die 
Kontaktaufnahme, Beratung und Unterstützung der 
betroffenen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer. 
Ich komme hier zum Schluss meiner Ausführungen. 
Ich möchte mich noch einmal herzlich für die 
Einladung zu dieser Veranstaltung bedanken. Ich sehe 
sie als Einstieg für eine weitere Zusammenarbeit. 
Was ich bei den Ausführungen von Herrn Leidecker 
vorhin sehr spannend fand, war der Hinweis auf den 

rechtlichen Leitfaden. Denn ich denke, dass mir und 
anderen ehren- und hauptamtlichen Kolleginnen 
und Kollegen ein solcher Leitfaden sicherlich eine 
vernünftige Grundlage für weitere Arbeiten sein 
würde.
Ich bitte um Verständnis, dass ich aufgrund eines 
Termins in Berlin leider nach der Mittagspause an 
der Veranstaltung nicht mehr teilnehmen kann. 

Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.
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Dr. Jörg Lamberg
(Volkswagen AG)
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Aids und Antidiskriminierung 
in der Arbeitswelt

Moderatorin Kathrin Riggert:
Ich begrüße Sie zum zweiten Teil der Veranstaltung. 
Sie haben gesehen, dass zwei Referenten uns aus 
Termingründen verlassen mussten, Herr Krone und 
Herr Dr. Lamberg befinden sich aber noch im Podium. 
Wir haben uns zudem Verstärkung geholt durch 
Herrn Prof. Dr. Stoll, Professor an der medizinischen 
Hochschule in Hannover. Er ist sozusagen einer der 
Mediziner der ersten Stunde und seit 1983 an der 
MHH. Dort ist er der leitende Oberarzt an der Klinik 
für Immunologie und Rheumatologie im Zentrum 
Innere Medizin.
Herr Stoll, meine erste Frage geht an Sie. Vorhin 
wurden schon die Bilder, die man im Kopf hatte, als 
HIV/AIDS in den 80er Jahren aufkam, angesprochen. 
Ich persönlich kenne viele Dokumentationen, in 
denen man sehr kranke Aids-Patienten gesehen hat. 
Heute reden wir über Aids und Arbeit. Damals, Mitte 
der 80er Jahre, hätte man uns wahrscheinlich für 
verrückt erklärt. Wie arbeitsfähig sind denn Aids-
Kranke heute?

Prof. Dr. Matthias Stoll:
Entschuldigen Sie bitte, dass ich erst jetzt zu Ihnen 
stoße. Zu Ihrer Frage, es ist vor zehn Jahren wirklich 
eine Zäsur im medizinischen Bereich gewesen. Durch 
die Einführung dieser hochwirksamen Therapien ist 
eine Erkrankung, die bei uns - um die Dimensionen 
für die MHH deutlich zu machen - dazu geführt hat, 
dass bei uns zu dieser Zeit im Mittel etwa zwei 
bis drei Patienten verstarben. Wir waren eine Art 
Palliativstation, die eine Begleitung machte.
Das Sterben fand dann teilweise auch zuhause 
statt. Wir versuchten zwar, das Medizinische zu 
leisten, aber es gab keine wirksamen Möglichkeiten. 
Jetzt ist mit den wirksamen Therapien das 
„gedehnte Gummiband“ wieder auf die normale 
Spannung gekommen. Wir sind vom Erfolg dieser 
Therapie überrascht, weil seit zwölf Jahren eine 
Behandlungsoption besteht, von der
vom Konzept her klar ist, dass sie irgendwann wegen 
Resistenzen aufhören kann zu wirken. Aber sie wirkt 
trotzdem weiter. Es gibt Hochrechnungen wie gut 
wirksam sie ist. Man kann derzeit davon ausgehen, 
dass ein junger Erwachsener mit einer HIV-Infektion 
mit den jetzigen Behandlungsmöglichkeiten eine 
ungefähr normale Lebenserwartung hat. Das war 
früher nicht so, wer in das Vollbild Aids kam, und 
das war nach acht bis zehn Jahren der Fall, der 
hatte eine Lebenserwartung von im Mittel etwas 
weniger als zwei Jahren. Das hat sich radikal 

geändert. Die HIV-Infizierten sind in diesem Kontext 
tatsächlich wieder gesünder geworden, nicht nur, 
dass es weniger Krankenhausaufenthalte sind. Es ist 
nicht ganz so, dass es keine Probleme mehr gibt. Die 
Medikamente verursachen Nebenwirkungen, die HIV-
Infektion ist eben auch eine chronische Erkrankung 
die beeinträchtigen kann. Aber wir haben sehr viele 
Patienten, die vollständig arbeits- und leistungsfähig 
sind und das seit über 20 Jahren, die sie bei uns in 
Betreuung sind.

Moderatorin Kathrin Riggert:
Im Rahmen meiner Vorbereitung habe ich viel 
gelesen. Wir reden in der Regel bei HIV und Aids 
über hoch qualifizierte Männer. Ist das so? Welche 
Erfahrung haben Sie da in Ihrer Projektarbeit 
gemacht, Herr Krone?

Michael Krone:
So kann man das nicht sagen. Grundsätzlich ist es 
so: In Bezug auf die hauptbetroffenen Gruppen 
sind Unterschiede im Bezug auf Qualifizierung und 
Schulbildung vorhanden. Die Wahrscheinlichkeit, 
dass Männer die Sex mit Männern (MSM) haben, 
dass die sozusagen vom sozioökonomischen Status 
höhergestellt sind als Drogengebrauchende, würde 
ich noch als sehr wahrscheinlich gelten lassen. Auch 
die Zahlen aus der vorhin gezeigten KABaSTI Studie 
zeigen dies. In diesem einen Alterssegment der 25 
bis 35-Jährigen, wo eine Beschäftigungsquote bei 
MSM vorliegt, deutet daraufhin, dass es natürlich 
Menschen mit hoher Qualifizierung gibt. Bei den 
einzelnen Projekten, die wir in LINK-UP durchführen, 
ist das nicht der Fall. Denn das sind Menschen die 
arbeitslos sind, dass heißt, sie sind teilweise
langzeitarbeitslos und versuchen wieder ins 
Erwerbsleben reinzukommen. Das ist ja auch die 
Klientel der Aidshilfen. Es gibt Langzeitklienten, 
die immer wieder vorstellig werden. Das sind in 
der Regel nicht die Hochqualifizierten. Sondern 
die Hochqualifizierten sind Menschen, die im 
Erwerbsleben stehen und nicht notwendigerweise 
den Weg zu den Aidshilfen suchen. Von daher fällt 
mir schwer zu generalisieren. Und ich will es auch gar 
nicht auf die Hauptbetroffenengruppen reduzieren, 
sondern es an diesem Beispiel plastisch machen. Es 
ist meines Erachtens aber nicht so, dass man sagen 
kann, dass sie über dem Bevölkerungsdurchschnitt 
liegen.

Moderatorin Kathrin Riggert:
Das heißt also, um das Spektrum aufzuzeigen,es 
geht sowohl um die arbeitslose Verkäuferin, die 
HIV-infiziert ist und an der Kasse arbeiten soll, 
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wie bis zum Softwarentwickler in einem großen 
Unternehmen. Herr Dr. Lamberg, Sie haben ja 
gesagt, es gibt HIV-Infizierte im VW-Konzern. Wo 
arbeiten und von welchen Erfahrungen berichten 
sie?

Dr. Jörg Lamberg:
Ich möchte noch kurz zur vorherigen Frage ergänzen. 
Bei Frauen ist es eine große Gruppe weiblicher 
Prostituierter. Und natürlich muss man es regional 
sehen. In Nordamerika und Mitteleuropa haben wir 
natürlich andere Gruppen, die betroffen sind, als 
in Südafrika. In Afrika sind wesentlich mehr Frauen 
betroffen als in Nordamerika und Mitteleuropa. 
Jeder fünftausendste Berufstätige ist HIV-infiziert. 
Das wären bei uns in Wolfsburg rein rechnerisch also 
zehn, da wir 50.000 Beschäftigte haben. Wir haben 
aber mehr HIV-infizierte Arbeitnehmer, alle kennen 
wir natürlich aber nicht. Es sind aber alle Positionen 
vertreten, wir haben sowohl den Arbeiter am Band, 
bis hin zu dem, der eine Managementposition hat.

Moderatorin Kathrin Riggert:
Vorhin ging es um flexible Arbeitszeiten, weil 
zum Beispiel Arztbesuche organisiert werden 
müssen. Muss ich als Arbeitgeber bestimmte Dinge 
berücksichtigen?

Prof. Dr. Matthias Stoll:
Sie sprechen ein sehr spannendes Thema an. Zum 
einen gibt es Einschränkungen, die die Betroffenen 
mitbringen, auf die nicht immer Rücksicht genommen 
wird. Schichtdienst ist für Patienten, die eine 
antiretrovirale Behandlung einnehmen sollen eine 
Herausforderung, die praktisch nicht zu lösen ist. 
Wenn das dann noch mit Medikamenten einher geht 
und das ist der Megaseller unter den antretroviralen 
Therapien, dann ist das ein Medikament, was auch
einen gewissen Einfluss auf den Schlafrhythmus 
hat und das regelmäßig eingenommen werden. 
Die Nachstschicht ist für diese Patienten nicht 
gut durchzuführen. Das ist die eine Sache, die in 
der Praxis schwer zu vermitteln ist. Denn für die 
Betroffenen bedeutet das im heutigen Arbeitsmarkt 
die Abwägung, erwähne ich das überhaupt oder 
gehe ich das Risiko ein und sage nichts, denn sonst 
bekomme ich keinen adäquaten Arbeitsplatz oder 
drohe in die Arbeitslosigkeit unter einem ganz 
anderen Vorwand hinüberzugleiten. Der andere 
Punkt ist, dass es ein großes Problem ist wie 
Arbeitgeber damit umzugehen haben, wenn sie von 
einer HIV-Infektion wissen. Der normale Weg sollte 
unproblematisch sein- der Betriebsarzt, der davon 
weiß, der unterliegt einer Schweigepflicht und hat 

unabhängig von der Kenntnis der einzelnen Diagnose 
lediglich zu beurteilen, ob der Arbeitnehmer ohne 
Gefahr für ihn selbst oder den Betrieb in einem 
bestimmten Bereich eingesetzt werden kann. Er 
hat dieses aber nicht nach oben zu melden, so dass 
Mitarbeiter einen HIV-infizierten Homosexuellen 
vielleicht mobben würden. So weit darf es nicht 
gehen, sondern es soll sich an objektiven Kriterien 
ausrichten. Der Betriebsarzt ist aber nicht völlig frei 
von Arbeitgeberinteressen und da liegt ein Problem. 
Das mag bei Ihnen, Herr Dr. Lamberg, funktionieren, 
aber das ist nicht immer so.
Ich habe vor etwa zwei Jahren in der Zeitung über 
einen Rettungsassistenten in der Region Hannover 
mit HIV oder Hepatitis gelesen. Ihm wurde gekündigt, 
weil sein Vorgesetzter auch sein betriebsärztlich 
behandelnder Arzt war, so habe ich das der Zeitung 
entnommen. Damit wurde diese Interessenskollision 
einfach aufgelöst und gesagt, nun weiß ich das als 
Arbeitgeber. Da beginnt das Problem, uns fehlt 
eine Regelung, die die Antidiskriminierung von HIV-
Infizierten effektiv verhindert. Diese findet in meinen 
Augen unter einem Mäntelchen der scheinbaren 
Fürsorge statt: Es wird zwar objektiv gesagt, dass 
ein HIV-Infizierter mit wenigen Ausnahmen bei sehr 
invasiven eingreifenden Maßnahmen alles machen 
kann. Aber selbst in einer Bäckerei wird gesagt, 
dass jetzt, wo ich als Arbeitgeber weiß, dass die 
Verkäuferin HIV-positiv ist, dann muss ich doch dafür 
Sorge tragen, dass die Bäckereifachverkäuferin 
nicht aufs Brötchen spuckt und sie dann verkauft. 
Damit wird dafür gesorgt, dass sie das nicht mehr 
machen darf. Ich nehme dieses abstruse Beispiel 
bewusst, denn da verläuft in der Praxis die Grenze. 
Und man kann sich vorstellen, wie schwer es in 
einem mittelständischen Bäckereiunternehmen ist, 
für diese Mitarbeiterin einen anderen Arbeitsplatz 
zu finden, an dem sie keine Brötchen verkauft.

Dr. Jörg Lamberg:
Vielleicht ergänzend dazu, da es ja gerade um 
Betriebsmedizin ging: Ich glaube, man muss zwischen 
kleinen und großen Betrieben differenzieren. 
In großen Betrieben ist es natürlich möglich, 
jemanden aus der Nachtschicht zu nehmen. Das 
wollen die Mitarbeiter jedoch nicht immer, da 
sie dadurch das Schichtsystem wechseln würden 
und es mit anderen Meistern und Kollegen zu tun 
hätten. Bei Kleinbetrieben geht dieser Wechsel aber 
schwer. Kleinbetriebe haben also eine ganz andere 
Möglichkeit darauf zu reagieren als Großbetriebe. 
Und das noch dazu: Diagnosen gehören nicht zum 
Arbeitgeber. Wenn von der medizinischen Hochschule 
Briefe kommen, dann bitte immer an den Werksarzt 
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schicken und nicht an den Arbeitgeber.
Moderatorin Kathrin Riggert:
Funktioniert das in der Praxis?

Dr. Jörg Lamberg:
Meistens. Aber manchmal kommen Briefe anders 
an. Eine gute Möglichkeit ist es, dieses Schreiben 
den Patienten für den Betriebsarzt mitzugeben. 
Denn es ist ihm zuzumuten, noch zwei Wochen in 
der Nachtschicht zu arbeiten, bis er einen Termin 
bei seinem Betriebsarzt hat, um gemeinsam über 
Handlungsmöglichkeiten zu reden. Deswegen bin 
ich auch für Netzwerke, für den Fall, wenn der 
Betriebsarzt Schwierigkeiten hat, noch einmal in 
der Klinik anrufen kann.

Moderatorin Kathrin Riggert:
Herr Krone, welche Erfahrungen haben Sie denn in 
dem Projekt Link up, wo Sie direkt auf Arbeitgeber 
zugehen, gemacht? Welchen Rücklauf gibt es da? 
Spüren Sie da etwas von falscher Fürsorgepflicht 
oder Unwissenheit?

Michael Krone:
Das ist natürlich schwer zu sagen, denn da liegt 
die Problematik. Die Arbeitgeberinitiative hat 
tatsächlich alles gemacht, sie war sowohl in kleinen 
als auch in großen Betrieben. Eine Rolle spielt 
natürlich die arbeitsrechtliche Frage. Die meisten 
gehen ganz selbstverständlich davon aus, dass eine 
HIV-Infektion eine Erwerbsfähigkeit verbietet, ohne 
darüber nachzudenken.
Wenn man weiß wie kontrovers die Frage von 
verpflichtenden HIV-Tests im Gesundheitswesen 
im invasiven Bereich und da auch nur bei ganz 
bestimmten Tätigkeiten geführt wird, dass einer 
kosmetischen Fußpflegerin eine Qualifikation 
aufgrund ihrer HIV-Infektion nicht gewährt wird, ist 
das abstrus. Das hat viel mit Wissen, Information 
und auch mit Haltung zu tun. Es gibt Arbeitgeber, 
die aufgeschlossen sind, und das auch umsetzen, 
bei denen Aufklärung etwas bewirkt hat. Es gibt 
aber auch Leute, die damit nichts zu tun haben 
möchten. Hier geht es ja aber um eine Gruppe von 
circa 60.000 Menschen in Deutschland. Das jetzt ein 
Kleinunternehmen in Niedersachsen auf dem Land 
nicht unbedingt geschult werden will und muss, 
kann ich total nachvollziehen. Die Thematik von 
Menschen mit chronischen Erkrankungen und mit 
Behinderungen trifft natürlich auch in allen kleinen 
Unternehmen zu. Nur als Parallele: Ein häufiger 
Aufhänger bei Kleinunternehmen ist Alkohol am 
Arbeitsplatz. Die Menschen müssen in erster Linie 
leistungsfähig sein. Das ist das Hauptargument. 

Aber in kleinen Unternehmen wird mit Alkoholismus 
ganz anders umgegangen. Gerade auf dem Land, 
da werden Mitarbeiter über Jahre mitgeschleppt, 
obwohl sie nicht mehr leistungsfähig sind. Weil 
man es sich vom Image her nicht leisten kann, 
demjenigen zu kündigen. Auf der anderen Seite 
würde diese Toleranz gegenüber einem Menschen 
mit HIV vermutlich nicht so entgegengebracht. Also 
haben wir es, wie immer bei HIV und Aids, mit einer 
ganzen Palette von Bedingungen, Ansichten und 
rechtlichen Aspekten zu tun.

Moderatorin Kathrin Riggert:
Ich würde da gerne noch kurz nachhaken. Sie 
behandeln ja viele Betroffene, Herr Dr. Stoll. Was 
berichten die denn von ihren Arbeitgebern? Ist das 
diese klassische Variante? Oder gibt es da auch 
positive oder nicht ganz so negative Beispiele?

Prof. Dr. Matthias Stoll:
Es gibt natürlich das gesamte Spektrum. Die Regel 
ist aber, dass der Arbeitgeber nichts von der HIV-
Infektion weiß und auch, dass der Betriebsarzt 
nicht unbedingt davon weiß. Wir klären unsere 
Patienten auf, sich nicht ohne Not zu outen. Es sei 
denn, wir halten es von uns aus für wichtig, dass 
es der Betriebsarzt weiß und mit ins Vertrauen 
gezogen werden muss. Aber das zu machen, ohne 
die Strukturen zu kennen, finden wir problematisch. 
Unser Rat an die Betroffenen ist, mit dieser 
Information selektiv umzugehen. Das ist auch 
der Unterschied zum Alkohol. Wenn man es nicht 
schafft damit umzugehen, ist es verpönt. Trinkt 
man aber beim Schützenfest beispielsweise gar 
keinen Alkohol ist es auch komisch, da es eben zur 
Gesellschaft dazugehört. Bei der HIV-Infektion ist es 
nach wie vor ein extremes Tabu-Thema. Sie haben 
recht, es kann nicht sein, dass wir über alle Details 
der HIV-Infektion aufklären, das kann man nur sehr 
global tun. Aber es muss Regularien dafür geben, 
dass die Leute nicht in diese Falle reinlaufen: So wie 
die HIV-Infektion bekannt ist, sind sie schlagartig 
in der Defensive. Die Patienten brauchen dann 
eine Bescheinigung, dass bei ihnen mit der HIV-
Infektion alles in Ordnung ist. Erstens kann ich das 
aber gar nicht, denn die HIV-Infektion ist eben wie 
jede andere Infektion. Zweitens ist es ein bisschen 
wie die Situation, dass ich einem Mann, der sich in 
einem Kaufhaus als Verkäufer bewirbt ein Attest 
mitgeben soll, dass von ihm keine größere Gefahr 
der sexuellen Belästigung von Frauen ausgeht als 
von allen anderen Männern auch.
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Wortmeldung Sabine Gräßler-Zorn:
Mein Name ist Sabine Gräßler-Zorn, ich bin 
Beauftragte für Chancengleichheit auf dem
Arbeitsmarkt bei der Arbeitsagentur Hannover. 
Meine Frage geht an Herr Dr. Stoll. Mir ist noch nicht 
so ganz klar geworden, welche Einschränkungen 
es für HIV-Infizierte tatsächlich gibt, und ob es in 
bestimmten Konstellationen eine Anzeigepflicht 
gegenüber den Arbeitgebern gibt. Sie erwähnten 
eben, dass es bei der Schichtarbeit  Probleme gibt.

Prof. Dr. Matthias Stoll:
Schichtarbeit können auch HIV-Infizierte leisten, 
wenn sie es sich zutrauen. In der Praxis gibt es da 
ganz wenige Ausnahmen, die dagegen sprechen 
würden. Was ein HIV-Infizierter nicht machen darf, 
ist als Chirurg Eingriffe zu machen, bei denen er 
im blutigen Gewebe seiner Patienten operativ tätig 
ist. Wo er mit spitzen Gegenständen und mit der 
einen Hand in der Tiefe hinterm Herzen nähen 
muss und mit der anderen Hand etwas zur Seite 
halten muss ohne dass er sieht wo er sticht. Das 
sind ganz wenige Disziplinen, die so etwas machen. 
Das sind Orthopäden, die Hüften wechseln und das 
sind Thoraxchirurgen. Ich würde sagen, das ist das 
einzige was HIV-Infizierte nicht machen dürfen. Doch 
ich vermute diese Berufsgruppen werden selten von 
Ihnen vermittelt.

Dr. Jörg Lamberg:
Ich finde es gut, dass Herr Dr. Stoll betriebsärztliche 
Fragen beantwortet. Ich denke, dass wenn es 
um Arbeit und Erkrankung geht, gibt es eben 
Betriebsärzte und das Arbeitssicherheitsgesetz. Und 
wenn der behandelnde Arzt das Interesse hat, dass 
sein Patient auch im Betrieb einen Ansprechpartner 
hat, ist es sinnvoll Informationen mitzugeben. Der 
Patient hat auch in der Arbeitswelt eine bessere 
Chance, wenn der behandelnde Arzt und der 
Betriebsarzt Bescheid weiß. Natürlich ist jeder Fall 
unterschiedlich zu sehen. Wenn jemand psychisch 
außer Kontrolle gerät. Dann sollte der Betriebsarzt 
mit dem Betroffenen vor Ort anschauen, was die 
tatsächlichen Belastungen am Arbeitsplatz sind. Es 
macht einen Unterschied, ob jemand als Fluglotse 
nachts eine hohe Verantwortung hat, oder ob er nur 
Teile einlegt. Zu den Tätigkeitsberichten, die ja eine 
klassische betriebsmedizinische Frage ist: Schlachter 
sollten HIV-Positive nicht sein. Ein weiterer 
betriebsmedizinischer Aspekt: Bei Hepatitits ist die 
Infektiosität ganz anders zu bewerten als bei HIV. 
Hepatitis ist erheblich häufiger als HIV und wenn bei 
Hepatitis B eine hohe Infektiosität vorliegt, kann 
es eventuell schon als Rettungsassistent Probleme 

geben. Es ist hierbei sinnvoll, frühzeitig mit dem 
Betriebsarzt in Kontakt zu treten, damit nicht die 
Arbeitslosigkeit droht. Überall dort, wo Verletzungen 
auftreten können – wenn z. B. mit Messern oder 
Kettensägen gearbeitet wird - sind Hepatitis B 
und Hepatitis C mit Vorsicht zu betrachten. Es 
macht immer Sinn mit dem Betriebsarzt Kontakt 
aufzunehmen, da er die Arbeitssituation kennt und 
die tatsächliche Infektionsgefahr. Denn es macht 
einen Unterschied was die Arbeitnehmer berichten 
und wie es tatsächlich am Arbeitsplatz aussieht.

Moderatorin Kathrin Riggert:
Aber nun doch noch einmal zur Anzeigepflicht.

Wortmeldung Silke Eggers:
Ich bin Projektleiterin des Projekts JobTours, einem 
Teilpojekt von LINK-UP. Es gibt keine Berufsverbote 
bei HIV/AIDS, außer bei bestimmten Tätigkeiten. 
Zum Beispiel die vorhin beschriebenen Tätigkeiten 
eines Chirurgen, was aber nicht den gesamten 
Beruf betrifft. Das einzige Berufsverbot gilt für den 
Piloten. In allen anderen Fällen kann er arbeiten. 
Wenn man jemanden über seine Hygienemaßnahmen 
aufklärt, wie er sich zu verhalten hat wenn er sich 
verletzt, dann kann er auch als Schlachter und auch 
mit der Kettensäge arbeiten. Wenn ein Arzt dann 
im persönlichen Kontakt feststellt, dass er nicht 
arbeiten kann, hat das erstmal nichts mit der HIV-
Infektion tun.

Dr. Jörg Lamberg:
Es sei denn es ist eine Kombination HIV und Hepatitis, 
mit einer hohen Viruslast. Insofern sollte man das an 
den Betriebsarzt weitergeben, um zu schauen wie die 
Situation vor Ort aussieht. Aber es sind nur wenige 
von tausenden Berufen, die in Frage kommen. Für 
HIV gibt es keine Anzeigepflicht. Hepatitis würde ich 
da in einer anderen Dimension sehen und wie schon 
erwähnt ist es auch zahlenmäßig viel wichtiger, 
beispielsweise im Altenpflegebereich.

Moderatorin Kathrin Riggert:
Ich verstehe ihre betriebsärztliche Wahrnehmung, 
aber wir sind durchaus auch ein Mittelstandsland. 
Natürlich hat nicht jedes Unternehmen einen 
Betriebsarzt. Da ist die Frage, an wen man sich 
wenden kann.

Dr. Jörg Lamberg:
Das Arbeitsschutzgesetz und das 
Arbeitssicherheitsgesetz schreiben vor, dass 
jeder Betrieb einen Betriebsarzt hat. Für kleine 
Unternehmen gibt es den betriebsärztlichen Dienst, 
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der wenn es um die Gefährdung von Mitarbeitern 
geht, zu kontaktieren ist.

Wortmeldung Silke Eggers:
Ich würde gerne noch auf die Anzeigepflicht 
eingehen. Für HIV gibt es überhaupt keine
Anzeigepflicht dem Arbeitgeber gegenüber. An 
dieser Stelle darf man also im Vorstellungsgespräch 
lügen, wie bei der Frage nach der Schwangerschaft 
auch. Das ist eine Grauzone. Im Prinzip darf sich 
diese Frage nur auf die Arbeitsfähigkeit direkt nach 
Aufnahme der Tätigkeit beziehen. Wenn ich das 
bejahen kann, dann darf ich das auch mit einer HIV-
Infektion guten Gewissens tun. Man muss aus der 
Praxis auch betonen, dass wenn diese Frage gestellt 
wird, hat der Betrieb ja auch einen Hintergrund sie 
zu stellen. Wenn man die Frage mit Ja beantwortet, 
kann man mit hoher Wahrscheinlichkeit sagen, 
dass man die Stelle nicht bekommen würde. Also 
muss man darauf hinweisen, dass man auch wenn 
es nicht der Wahrheit entspricht Nein sagen kann. 
Es gibt also keine Anzeigepflicht, und es gibt auch 
keine Anzeigepflicht der Arbeitsagentur gegenüber 
möglichen zu vermittelnden Stellen. Weder in 
Qualifizierungsmaßnahmen als auch nicht an 
Arbeitgeber. Es ist immer wieder die Frage, was 
man wem sagen muss.

Wortmeldung Jörn Jan Leidecker:
Für mich gab es ein eindrückliches Erlebnis. Wir 
hatten eine Pressekonferenz und es kam die Frage 
auf, was kann jemand und was kann jemand nicht. 
Wir hatten das Standardbeispiel des Piloten. Das 
Hauptproblem war jedoch ob man jemanden in 
eine Küche vermitteln soll, und was man machen 
kann, wenn herauskommt, dass in der Küche ein 
HIV-Infizierter ist. Doch genau an diesen Punkt 
wollen wir ja strategisch ran. Die Pizza ist kein 
Übertragungsweg, es gibt keinen Weg des Virus 
von der Küche zum Kunden, selbst wenn der Koch 
oder die Köchin sich mal schneidet. Als zweiten 
Punkt möchte ich erwähnen, dass wir es nur durch 
Information schaffen, die kleinen niedersächsischen 
Unternehmen zu erreichen und ihnen die Ängste 
zu nehmen. Deshalb, glaube ich, ist es wichtig, 
unabhängig von der Ebene der großen Institutionen 
– und das war einer der Ansätze, die Veranstaltung 
heute mit einer Kommune gemeinsam zu machen 
und warum wir an den Städtetag und an den 
Landkreistag herangetreten sind – zu sagen, die 
staatlichen Institutionen, die am nächsten an diesen 
Unternehmen dran sind, ist die kommunale Ebene. 
Diese, ebenso wie die Arbeitsagenturen und die 
Jobcenter mit in Verpflichtung zu nehmen, um ein 

Klima der Antidiskriminierung zu schaffen in dem 
diese Angst ausgeräumt ist.
Ein letzter Punkt, Aids kommt für den Betroffenen 
ja nicht alleine. Wir sagen, dass die Mehrzahl der 
Neuinfektion immer noch im Bereich der Männer die 
Sex mit Männern haben auftreten und somit kommen 
vielleicht noch andere Diskriminierungsfelder ins 
Spiel. Diese muss man in Zusammenarbeit mit dem 
Unternehmen aufarbeiten. Wir haben es deswegen 
mit einer mehrdimensionalen Aufgabe zu tun, von 
der wir aber glauben, dass der Zugang dazu über das 
Thema Aids und Antidiskriminierung und auch das 
Aufbrechen der Vorstellungen darüber eine positive 
Wirkung entfalten wird.

Dr. Jörg Lamberg:
Eine zustimmende Ergänzung für die Problematik des 
Arbeitsumfelds Küche: Hepatitis A und Salmonellen 
ist ein Thema für das Arbeitsumfeld Küche, nicht 
aber HIV.

Moderatorin Kathrin Riggert:
Der Titel der Tagung bezieht sich ja aber auf Aids, 
Antidiskriminierung und die Arbeitswelt. Die Gefahr, 
dass man den Job erst gar nicht bekommt, ist 
gegeben. Sie sagten, dass Sie HIV-Infizierten oder 
Aids-Kranken, die einen Arbeitsplatz haben, nicht 
raten, es am Arbeitsplatz anzugeben. Da kommt 
man aber wieder in das Dilemma, dass es offiziell 
keine Aids-Kranken im Berufsleben gibt. Wie bricht 
man das auf? Wir hörten vorhin von Herrn Krone, 
dass viele das Bedürfnis hätten es am Arbeitsplatz zu 
erzählen, so wie man das mit anderen Krankheiten 
auch machen würde.

Prof. Dr. Matthias Stoll:
Ich bin nach meiner jahrzehntelangen Erfahrung 
pessimistisch geworden, dass ich dieses Aufbrechen 
noch erleben werde. Es ist ja auch kein Problem 
nur der kleinen Betriebe, sondern ich kenne diese 
katastrophalen Beispiele, die teilweise gar nicht 
lange zurückliegen, ja auch von anderen. Da hörte 
ich zum Beispiel aus einer Universitätsklinik von 
einem HCV-positiv getesteten Studenten. Ihm 
wurde gesagt, er bräuchte sich gar nicht mehr auf 
eine Arztstelle zu bewerben, er könne jetzt nur 
noch Akten studieren. Das ist in diesem Jahrtausend 
geschehen. Ein weiteres Beispiel gab es hier in 
einem kommunal getragenen Krankenhaus in
Niedersachsen. Ein Pfleger auf einer internistischen 
Station hat sich gegenüber der leitenden Schwester 
geoutet. Sie wusste nicht, wie sie alleine mit der 
Information umgehen sollte und ging damit zu ihrem 
Vorgesetzten, der zum nächsten. Bald wusste es das 
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gesamte Krankenhaus. Es fanden Krisensitzungen 
statt, mit betriebsärztlichen Diensten und mit dem 
gesamten Gemeinderat. Völlig apokalyptische Dinge, 
die in Gang gesetzt wurden. Ich bekam das dann zum 
einen tränenreich von dem Betroffenen berichtet 
zum anderen relativ kühl von den Verantwortlichen. 
Dies alles führte dazu, dass der Mann in diesem 
Krankenhaus nicht mehr arbeitet. Da haben wir das 
Problem, dass die Einstellung im Infektionsbereich 
immer noch drin ist. Dass es ja nicht schadet, mehr 
als nötig zu machen. Klar, man kann den ganzen Tag 
einen Mundschutz aufziehen, aber es nützt auch 
nichts.

Dr. Jörg Lamberg:
Man muss das hier trennen. Wir haben 40 Millionen 
Beschäftigte. Davon sind vielleicht eine Million in 
Infektionsbereichen tätig. Die anderen 39 Millionen 
sind davon unberührt. Die Infektionsbereiche sind da 
eine spezielle Gruppe. Was man auch trennen muss: 
Es besteht für HIV keine Meldepflicht, bei Hepatitis 
B und Hepatitis C gibt es eine gesetzlich
vorgeschriebene Meldepflicht nach dem 
Infektionsschutzgesetz. Gerade in Universitäts-
kliniken kenne ich das Problem. Je mehr Professoren 
zusammenkommen, die viel über das Thema wissen, 
desto komplizierter wird es. Da werden dann 
Gremien von 30-40 Menschen eingeschaltet. Das 
dauert in der Regel zwei bis drei Jahre, bis eine 
Entscheidung getroffen wird, was derjenige darf 
und was nicht. Das ist für den Betroffenen natürlich 
katastrophal. In der Arbeitswelt ist es anders, ich 
kann da nur von VW sprechen. Bei uns wird keiner bei 
der Einstellung gefragt, ob er HIV-positiv ist. Es gibt 
auch keine Arbeitsplätze, die dann nicht ausgeführt 
werden könnten. In einer Universitätsklinik ist 
das problematisch. Es gibt immer Konferenzen, 
die lange auch fachlich darüber diskutieren. Für 
uns hingegen ist klar, dass jemand mit einer HIV-
Infektion trotzdem bei uns arbeiten kann.

Moderatorin Kathrin Riggert:
Herr Krone, sie sagten vorhin, dass es eine große 
psychische Belastung ist, wenn ein HIV-positiver 
Arbeitnehmer nicht über seine Infektion reden kann. 
Sehen Sie das ähnlich pessimistisch, wird sich daran 
nichts ändern?

Michael Krone:
Nicht ganz. Für mich ist gerade die Frage des 
Outings der Ansatzpunkt. Natürlich können wir dem 
Individuum nicht die Last auf die Schultern legen, 
sich zu outen und alleine damit klar zu kommen. Es 
geht darum, möglichst viel Wissen in die Arbeitswelt 

zu bringen, damit es irgendwann Verhältnisse gibt, 
wo es den Menschen leichter fällt, sich zu outen. 
Auf der anderen Seite wollen wir Aids natürlich 
schon ein Gesicht geben. Ich hatte vorhin schon 
von unserer Fachtagung vor zwei Wochen in Berlin 
angesprochen. Da war diese HIV-positive Bänkerin, 
die das Thema gut auf den Punkt brachte. Sie hat 
in ihrer ersten Anstellung ein unschönes Erlebnis 
gehabt. Sie hat das HIV-Testergebnis am Arbeitsplatz 
bekommen, weil sie es direkt am Telefon auch hören 
wollte. Die Antwort war positiv. Da sie daraufhin 
zusammengebrochen ist, kam es heraus. Sie bekam 
das Ergebnis am Telefon, weil sie als Klientin ganz 
bewusst darauf bestand. Das ist nicht untypisch, 
obwohl es in der Regel nicht so sein sollte. Die Frau 
wechselte dann in eine andere Bank und wollte sich 
nicht mehr outen. Doch da merkte sie, dass sie ihre 
Erkrankung eben nicht mit sich selbst ausmachen 
kann. Dass sie im Alltag zu sehr damit beschäftigt 
ist und ihre Arbeit dann nicht mehr vernünftig 
machen kann. Und dieses Dilemma – von ihr als 
nicht „klassischer“ HIV-Patientin aufgezeigt - das 
war wichtig. So denke ich: Ja, es braucht einzelne 
Gesichter. Aber wir müssen auch die Verhältnisse 
verändern, um eine Besserung in Aussicht zu 
stellen.
Noch kurz zu den strukturellen Bedingungen: Der 
Arbeitsplatz ist anders als in Hochprävalenzländern 
nicht unbedingt ein Setting für Präventionsarbeit 
gewesen. In Deutschland hat die Bundeszentrale für 
gesundheitliche Aufklärung Prävention für die
Allgemeinbevölkerung gemacht. In Südafrika 
war dies anders, Betriebe haben von Anfang 
an Primärprävention gemacht und über 
Transmissionswege aufgeklärt. Da nicht so 
viele staatliche Ressourcen da waren und die 
Bedingungen anders waren, wurde das selbst in 
die Hände genommen. Diese Tradition gibt es 
hier in diesem Zusammenhang nicht. Auch nur 
wenige Unternehmen haben eine HIV und Aids 
Policy. Im Rahmen der Normalisierung von HIV und 
Aids sind wir da an einem richtigen Punkt, wenn 
wir dazu in die Arbeitswelt rein möchten. Die 
Gewerkschaften waren in diesem Zusammenhang 
wirklich schwerfällig. Ich möchte LINK-UP gar nicht 
zu sehr loben, aber es ist uns gelungen, ver.di und 
den Deutschen Gewerkschaftsbund auf das Thema 
anzusetzen. Und deswegen ist das Thema auch in 
die Bundesversammlung von ver.di gekommen. Aber 
wir werden die Welt nicht so schnell verändern, da 
stimme ich zu.

Prof. Dr. Matthias Stoll:
Es ist vollkommen in Ordnung, dass man sich auch 
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am Stammtisch Gedanken darüber machen darf, 
ob eine Bäckereifachverkäuferin mit einer HIV-
Infektion in welchem Stadium auch immer einen 
Beruf ausüben darf oder nicht. Es darf aber nicht 
zu Entscheidungen auf diesen subalternen Ebenen 
führen. Sondern da muss es ein Schiedsstelle 
geben, die verhindert, dass diese oben erwähnten 
Prozesse einsetzen. Dass es dann Jahre dauert und 
nichts entschieden wird. Dies darf nicht geschehen, 
denn es ist zum Nachteil der Betroffenen. Ich 
bedaure, dass das bis heute nicht geregelt ist. 
Das ist ein Appell an die Politik. Das ist eine Frage 
des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz. Sie 
haben Diskriminierungsverbot für die Behinderung 
drin, wenn man die Definition kennt, es ist keine 
Behinderung in dem Sinne, sondern im Sinne des 
Paragraphen 2 SGB 9 auf die Dauer und auf die 
Beeinträchtigung und auf die Beeinträchtigung 
innerhalb der Gesellschaft. Insofern ist das, was 
sie einfordern, schon da. Aber in der betrieblichen 
Praxis ist das etwas anderes. Mein Personalrat würde 
mir aufs Dach steigen, wenn wir in unserer Kantine 
(wir haben 1000 Beschäftigte) einen HIV-Positiven 
beschäftigen und dies verschweigen würden. Da
verlaufen in der Praxis die Auseinandersetzung. 
Die Frage ist nicht mehr, ob jemand eine 
Infektionskrankheit hat, wo kommen wir da hin? 
Aber wenn wir feststellen, dass wir jemand mit 
einer Infektionskrankheit eingestellt haben und nach 
einer gewissen Zeit die Fehlzeiten in einem Maße 
ansteigen, dass die Kollegen die vertreten müssen, 
davon genervt sind, dann haben wir ein Problem. Ich 
denke, das ist eine Position, die hier auch erwähnt 
werden muss.

Wortmeldung Hans Hengelein:
Sie verbinden schon wieder automatisch die HIV-
Infektion mit Fehlzeiten. Selbst bei Ihnen im Kopf 
passiert sofort diese Verknüpfung. Ich arbeite im 
Niedersächsischen Sozialministeriums und ich kann 
Ihnen nur sagen, dass das unser geringstes Problem 
ist. Das Problem bei Fehlzeiten, bei den Fragen von 
Eingliederungsmanagement und diesen weiteren 
Geschichten, die wir in Bezug auf Beamte haben – 
da würde mir viel einfallen. Es macht sich nicht an 
chronischen Erkrankungen fest, sondern es macht 
sich an der Perspektivlosigkeit fest. Es macht sich 
daran fest, dass der Arbeitsplatz nicht gefährdet 
ist und an anderen Dingen. Aber nicht allein an der 
Frage, ob jemand chronisch krank ist oder nicht. Das 
muss auch in die Köpfe der Personaler. Ich weiß, dass 
die zunächst ganz vorn stehen. Wenn es aber darum 
geht, therapeutisch etwas zu machen, werden sie 
zu kleinen Mäuschen. Insofern ist es wichtig, das zu 

trennen. Weil in einem Personalrat - ähnlich wie auch 
im Bereich der Frauengleichstellungsbeauftragten – 
ist nämlich das eigene Leben Maßstab des Handelns 
und nicht der Gesamtbetrieb. Ich möchte es spitz 
formulieren: Normalerweise kann man davon 
ausgehen, dass in einer Legislaturperiode jeder der 
im Personalrat sitzt, einmal befördert wird. Und das 
sind die Probleme, mit denen wir uns beschäftigen. 
Denn sehr häufig müssen andere den Kopf hinhalten, 
die zunächst nichts damit zu tun haben, sondern 
dass plötzlich über chronische Erkrankungen 
und so weiter debattiert wird. Aber das, worum 
es bei unseren Fehlzeiten wirklich geht, ist viel 
differenzierter. Das war jetzt ein nicht qualifizierter 
Beitrag. Ich möchte aber an dieser Stelle noch 
einmal die Frage nach neuen Verfahren an Herrn 
Dr. Stoll richten. Sie nannten ein Beispiel aus dem 
Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz, aber das sind 
ja die Verfahren, die wir kennen, bei denen man 
davon ausgehen kann, dass sie lange dauern werden. 
Wir sanktionieren ja nicht wie beim Fußball, dass 
jemand, der ein Foul begeht direkt bestraft wird. 
Denn das ist für uns im Sozialministerium wichtig, 
die wir diesen Prozess mit Freude und Unterstützung 
begleiten. Für uns wäre es wichtig, Ansätze zu 
hören, wie wir die Thematik beschleunigen oder 
verbessern könnten.

Prof. Dr. Matthias Stoll:
Genau das, was Sie sagen, fehlt: Eine Schiedsstelle, 
die zwar in der Praxis nicht oft in Anspruch 
genommen werden muss, aber die es gibt. Ich 
werde es im Hinterkopf behalten, wenn ich einen 
Patienten habe, der bereit ist diesen dornenreichen 
Weg zu gehen. Denn diesem Patienten ist es ja schon 
unangenehm, dass die Erkrankung am Arbeitsplatz 
bekannt geworden ist. Er möchte bestimmt nicht der 
erste Fall in der BILD-Zeitung sein, der eine erste
Antidiskriminierungsentscheidung erreicht hat. Denn 
alle sagen - und das kam auch hier zum Vorschein - 
aus politischer Korrektheit heraus, dass HIV ja nicht 
so schlimm ist. Doch dann kommt der Gedanke, dass 
HIV-Positive ja doch öfter krank sind und dass ein HIV-
positiver Beschäftigter in der Kantine nicht arbeiten 
kann. Das ist in den Köpfen. Es ist zwar besser 
geworden, aber es ist eine Grenzwertbetrachtung, 
auf die wir uns zubewegen.

Wortmeldung Axel Blumenthal:
Ich arbeite in der Region Hannover im Fachbereich 
Gesundheit in der Aids- und STD-Beratung. Ich 
denke, wir haben hier mit der Kantine ein schönes 
Beispiel gehabt. Wir haben hier einen Experten 
der sagt, dass es nur ganz spezielle Gebiete der 
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Chirurgie gibt, wo die Arbeit verboten ist. In anderen 
Bereichen sieht er keine Probleme. Und dann haben 
wir hier einen anderen Arzt und einen Mitarbeiter 
der Landesverwaltung sitzen, die sagen: „Ja, 
aber...“. Natürlich kann ich als Berater sagen, dass 
Küssen ansteckend ist. Denn es könnte ja sein, dass 
zwei Partner, die beide gerade beim Kieferchirurgen 
waren einen Zahn gezogen bekommen haben, sich 
treffen. Wenn sie sich intensiv küssen, kann es 
gefährlich sein. Wir können anfangen, uns in diesen 
konstruierten Wirklichkeiten zu bewegen. Genau 
damit müssen wir aber aufhören und uns an dieser 
Stelle überlegen, was das eigentlich schützenswerte 
Gut ist. Das ist in diesem Fall die Information, dass 
jemand HIV-infiziert ist, der unsere Solidarität und 
Unterstützung braucht. Und den wir in erster Linie 
im Augenmerk haben müssen und nicht irgendwelche 
fiktiven Konstruktionen, wie, dass die Kantine ja in 
einem halben Jahr leer sein könnte. Da brauchen 
wir Leute mit einem Standing, sonst wird sich 
tatsächlich nie etwas ändern.

Wortmeldung Imke Schmieta:
Ich arbeite in der Niedersächsischen Aidshilfe. Ich 
bin sehr dankbar für das eben gesprochene Plädoyer. 
An dieser Stelle wird noch einmal Solidariät 
eingefordert. An einer anderen Stelle wurde aber 
gesagt, es gibt bereits einen Rechtsanspruch. 
Dieses Dilemma müssen wir in den nächsten 
Jahren aufbrechen, denn es kann nicht nur bei 
diesem Rechtsanspruch bleiben. Was hier deutlich 
geworden ist, und das ist immer so beim Thema 
Aidshilfe: Eine Diskussion wird emotional. Es muss 
klar sein, dass es einen Rechtsanspruch gibt und 
dass wir da ein Wissen haben, wie man mit HIV und 
Aids umgeht. Problematisch wird es aber in dem 
Moment, wo es mich selbst betrifft. Also ob ich den 
Koch treffe oder in diese Kantine gehe. Erst dann 
haben wir das Problem. Wogegen wir angehen - das 
sind auch die Gründe für diese Veranstaltung - ist 
die Angst, die das besetzt. Die Frisörin hat Angst, 
dass die Kunden Angst haben könnten. Genauso 
hat der Personalchef und auch der Medizinische 
Dienst Angst. Michael Krone nannte vorhin das 
Beispiel aus der kosmetischen Fußpflege. Ich kenne 
dieses Beispiel. Der Medizinische Dienst sagte, dass 
diese Maßnahme nicht gefördert werden kann, 
weil ein Infektionsrisiko besteht. Das ist schlichte 
Unwissenheit. Und aus dieser Unwissenheit heraus 
entstehen solche Diagnosen, die für die Betroffenen 
schwerwiegend sind. Weshalb wir hier für die 
Folgeveranstaltung - den Open Space - werben, 
ist ganz einfach. Wenn wir mit dem Problem Aids 
wirklich normal umgehen können, haben wir eine 

Strahlkraft auf andere chronische Erkrankungen. 
Das sind nicht nur Schwerbehinderungen und die 
chronisch Kranken, die wir jetzt im Kopf haben. 
Sondern das sind Asthmatiker, Menschen die ein 
Rückenleiden haben, die mal einen Migräneanfall 
haben. So kommen dann Zahlen von 40 bis zu 60 
Prozent der arbeitenden Bevölkerung zusammen. 
Deshalb geht es darum, wie wir uns diesen Ängsten 
stellen und wie wir Wissen schaffen. Auch dort, wo 
wir eigentlich davon ausgehen sollten, nämlich im 
medizinischen Bereich. Wie schaffen wir dort einen 
angstfreien Umgang mit dem Thema.

Moderatorin Kathrin Riggert:
Sie versuchen ja schon seit zweieinhalb Jahren zu 
informieren und Ängste zu nehmen. Haben Sie das 
Gefühl, wenn alle zusammen weitermachen, dass es 
dann zu etwas führen kann? Gab es da auch positive 
Signale, dass sich durch mehr Aufklärung auch etwas 
ändern kann?

Michael Krone:
Ja. Vielleicht bin ich deswegen auch nicht so 
pessimistisch. Wir haben versucht, über den Bereich 
Arbeit und Beschäftigung das Thema HIV und Aids 
anders zu lancieren. Die Qualität ist, HIV und Aids 
weg von Drama und Glamour zu bewegen. Drama 
ist natürlich weiter existent. Aber sich hin zu einer 
so genannten Normalisierung zu bewegen und das 
eben auch mit der Langweiligkeit einer chronischen 
Erkrankung. Es ist ein dialektisches Verhältnis von 
dem was man einerseits will und andererseits kann 
im Bezug auf das Feld Aids. Da denke ich, müssen 
wir HIV und Aids im Dienste der Gesellschaft auch 
nutzen. Bei der letzten Welt-Aidskonferenz in 
Toronto wurde eine mexikanische Unternehmerin 
gefragt, warum sie HIV- und Aids-Aufklärung macht. 
Und die Prävalenzzahlen in Mexiko sind kaum anders 
als in Deutschland, es gibt da also nicht mehr oder 
weniger Sinn Aufklärung zu machen als hierzulande. 
Sie sagte, dass man am Thema Aids unglaublich viele 
Themen abarbeiten kann. Es geht um Sexualität, 
Drogen und um all diese Tabu-Themen, die man sonst 
nicht ansprechen kann. Vor diesem Hintergrund 
denke ich, geht es nach wie vor um gesellschaftliche 
Aufklärung. Da bin ich wieder an dem Punkt, an dem 
ich vorhin war. Da müssen Akteure an den Tisch. 
Die Akteure, die es im Moment schon gibt, also die 
Aidshilfen, die Bundeszentrale für gesundheitliche 
Aufklärung. Aber es gibt ja auch die Initiativen 
vom privaten Sektor. Und es gibt auch Menschen, 
die sich outen wollen, und die dieser ganzen Sache 
zuträglich sind. Und da muss man halt schauen, 
wie viele Rückschläge wir da bekommen. Aber wir 
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sind nicht auf einem total pessimistischen Weg. Und 
auch das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz ist 
hilfreich. Aber wie jedes andere Gesetz auch, reicht 
es nicht aus, um Diskriminierung abzuschaffen. Denn 
wir haben es hier mit einer so genannten Hidden 
Disability zu tun. Man kann es also, im Gegensatz zu 
körperlich sichtbaren Behinderungen, verschweigen. 
Da haben wir eine andere Ebene auf der wir noch 
sensibilisieren müssen. Vielleicht sind wir tatsächlich 
erst an der Stelle der Sensibilisierung.

Wortmeldung Silke Eggers:
Ich würde gerne einhaken. Zum einen zum 
Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz. Das AGG 
wird sich noch beweisen müssen, ob der Begriff 
der Behinderung ausreicht. Es gibt das Beispiel 
aus Großbritannien wo Krankheiten wie Krebs, 
Aids und Multiple Sklerose direkt mit in das Gesetz 
reingeschrieben wurden. In Deutschland ist das 
unterblieben. Da gibt es noch keine Präzedenzfälle. 
Man muss dann erst schauen, ob es sich so in der 
jetzigen Form bewährt. Zum anderen würde ich bei 
dem, was Michael Krone gesagt hat, einhaken. Ich
denke, wir können nach den letzten zweieinhalb 
Jahren sagen, wir haben gute Erfahrungen 
gemacht. Ich habe Angst, was daraus wird und wie 
es weiter geht. Hier in Niedersachsen haben wir 
tolle Veranstaltungen mit den Arbeitsagenturen 
gemacht, bei denen man sehen konnte, wie es 
innerhalb von zwei Tagen bei Mitarbeitern etwas 
bewirkt hat. Man konnte sehen, wie sich Verhalten 
verändert. Da wurde dann gesagt, dass man eine zu 
Beginn des Seminars in einer Gruppe bearbeitete 
Fallbesprechung mit dem jetzigen Wissen ganz anders 
machen würde. Da passiert also etwas. Wir haben 
da aber nur einzelne Mitarbeiter sitzen. Das ist zwar 
ein wunderbarer Anfang, aber in einem System, wo 
ich dem Mitarbeiter nach dem Anfangsbuchstaben 
meines Nachnamens zugeteilt werde, weiß ich nicht 
vor wem ich in dieser Situation sitzen werde. Die 
schlechten Beispiele, die wir gemeldet bekommen, 
werden wir weiterhin haben. Wir können nur Schritt 
für Schritt schauen, dass wir das Thema weiter
einbringen. Da reicht aber auch eine einmalige 
Veranstaltung nicht, so wunderbar sie auch ist. 
Sondern man muss strukturell schauen wie man 
Nachhaltigkeit schafft und weitermachen kann. Das 
ist ja auch nur ein Aspekt. Wir haben in der Zeit erst 
gelernt, und auch die Aidshilfen haben es auch erst 
mit der Zeit gelernt, wie vielschichtig das Thema 
HIV und Arbeit ist. Es ist zwar kein neues Thema, 
aber es ist ein neues und anderes Arbeitsgebiet, das 
dazukommt. Und das in Zeiten nicht reicher werdender 
Aidshilfen, sondern sich verknappender Ressourcen 

vor Ort. Da muss man Kooperationspartner finden. 
Denn es fängt bei der Überlegung an, wo wir eigene 
Qualifizierungsprojekte brauchen, wie wir Menschen 
mit HIV und Aids mit ihren Fragen zum Thema Arbeit 
und Beschäftigung beraten. Zu Fragen, wie man sich 
auf ein Vorstellungsgespräch vorbereitet, wie man 
auf bestimmte Fragen reagiert, was man macht, 
wenn es Gerüchte in meiner Firma gibt, wie man 
am Arbeitsplatz mit einem Testergebnis umgeht, 
bis hin zu Fragen der Karriereplanung. Da man mit 
HIV länger leben kann, heißt das auch, dass man ein 
Berufsleben wieder anders planen kann. Aber was 
man dabei beachten muss, ist ein großes Thema, bei 
dem wir auch viele Akteure brauchen.

Wortmeldung Jörn Jan Leidecker:
Ich möchte etwas zum Thema der Nachhaltigkeit 
ergänzen. Am Ende des Tages ist die Frage des 
Erfolgsprozesses - den wir hier starten und mit 
Ihnen gemeinsam diskutieren wollen - dass der 
einzelne Berater in der Arbeitsagentur oder im 
Jobcenter bei einem Aids-kranken Klienten nicht 
als erstes denkt: „Wenn ich den vermittle und der 
Arbeitgeber bekommt es raus, nimmt er nie wieder 
jemanden von mir“. Oder auch eine Bemerkung 
in diesem Zusammenhang, dass man sich die 
Vermittlungsstatistik nicht kaputt machen lassen 
möchte.
Ein dritter Fall war die Frage, ob man den Menschen 
in der Küche einsetzen kann. Nach 20 Jahren guter 
Gesetzgebung, Antidiskriminierungsgesetzgebung 
und -richtlinien, Broschüren und so weiter bleibt auf 
der ganz individuellen menschlichen Arbeitsebene 
des Entscheiders vor Ort immer noch das Problem, 
dass Nicht-Information und Nicht-Kenntnis der 
Situation in der konkreten Entscheidung für die 
Betroffenen verheerende Wirkungen haben. Die 
These der Aidshilfen ist ja, dass ein offenes Leben 
möglich ist. Das heißt nicht, dass man es muss, 
sondern kann, wenn man möchte. Ich sage Ihnen, 
wir kommen in der klassischen Zusammenarbeit auf 
der Leitungsebene nicht mehr weiter. Das ist eine 
Konsequenz, die ich aus den letzten eineinhalb 
Jahren gezogen habe. Wir kommen nicht weiter, 
wenn wir das Thema weiterhin auf der Ebene der 
Funktionäre und der Broschüren betrachten. Und ob 
es jetzt der Open Space oder die Seminare sind, wir 
brechen Stück für Stück dieses Kartell der Angst auf, 
dass sich in den Köpfen der Menschen gebildet hat. 
Wenn 100 Leute positive Erfahrungen machen, gibt 
sich das weiter.
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Moderatorin Kathrin Riggert:
Das war schon fast ein Schlusswort, aber es gibt 
noch eine Frage.

Wortmeldung Thomas Wilde:
Wir haben das Berufsverbot beleuchtet. Wir nähern 
uns mit HIV und Aids einer chronischen Erkrankung. 
Da würde mich interessieren, was für eine Art das 
ist. Mit dem Wort Krankheit kommen wir ja schnell 
zum Thema Fehlzeiten. Trifft das denn überhaupt 
zu? Wir haben einen anderen Hinweis gehabt, dass 
HIV nicht weiter auffällt und man es am Arbeitsplatz 
ganz gut kaschieren kann - im Moment. Wie ist das 
einzuschätzen, denn da komme ich auf den anderen 
Punkt mit der Angst. Man muss dahinter gehen, 
warum man diese banalen Tatsachen nicht zur 
Kenntnis nehmen kann und so viel Aufwand betreibt. 
Vielleicht können wir uns diesem Problem dann in 
der Folge zuwenden.

Dr. Jörg Lamberg:
Das ist eine gute Frage. HIV und Arbeit spielt aus 
arbeitsmedizinischen Gründen keine Rolle, weil HIV-
Positive ersteinmal lange arbeitsfähig sind. Durch 
neue Medikamente und verbesserte Behandlung 
sind sie einsetzbar, so dass es für die Umgebung 
nicht auffällig ist. Die Psyche ist ein zunehmender 
Bereich in der gesamten Gesellschaft, aber vor 
allem bei Menschen mit HIV. Deshalb mein Appell: 
Die innerbetrieblichen Ansprechpartner wie 
Betriebsärzte, Vertauensleute, Betriebspsychologen 
und Gleichstellungsbeauftragte sind alle
Ansprechpartner, an die sich die Betroffenen selber 
wenden können. Oder auch an Aidshilfen oder 
behandelnde Ärzte. All dies sind Ansprechpartner, 
die auch einer Schweigepflicht unterliegen. Aber in 
der Regel spielt das Thema in den meisten Betrieben 
aus arbeitsmedizinischer Sicht keine Rolle. Dies mag 
in Krankenhäusern anders sein. Ich erhalte zwei bis 
drei mal im Jahr Anrufe, dass in einer Abteilung 
jemand mit einer Tuberkulose arbeitet. Dann haben 
alle Mitarbeiter Panik und möchten sich röntgen 
lassen. Die Situation entspannt sich erst, wenn ich 
sage, dass sich jeder röntgen lassen darf, der Angst 
hat sich angesteckt zu haben. Die Ängste sind immer 
riesig, und deshalb muss man aufklären. Ich muss 
Herrn Dr. Stoll also leider Recht geben, dass wir 
Betroffenen raten, nur mit engen Vertrauten über 
ihre Infektion zu sprechen. Denn da brechen teilweise 
irrationale Ängste auf. Wir als Betriebsärzte geben 
den Tipp, lieber erstmal restriktiv zu sein und wenig 
zu erzählen. Denn wenn man darüber gesprochen 
hat und es Schwierigkeiten gibt, kann man oft nur 
noch die Abteilung wechseln.

Michael Krone:
Ich glaube, an die Kategorisierung „Behinderung“ 
und „chronische Erkrankung“ muss man 
noch einmal ran. Wir sind da sehr durch die 
Schwerbehindertengesetzgebung geprägt. Eine 
Behinderung bezieht sich nicht auf eine Diagnose, 
sondern auf Funktionseinbußen. Das heißt, die 
Diagnose spielt keine Rolle. Bei chronischen 
Erkrankungen ist es genau umgekehrt, da geht es 
um die Krankheit. Natürlich haben wir mit dem 
Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz jetzt eine 
andere gesetzliche Grundlage als wir sie mit dem 
Schwerbehindertengesetz haben. Aber es ist 
trotzdem vom Denken her in der Gesellschaft und 
in der Arbeitswelt nicht genügend angekommen, 
dass chronische Erkrankungen nicht unter 
Behinderungen fallen. Die würden nie einen 
Schwerbehindertenausweis bekommen, haben aber 
möglicherweise Einschränkungen im Erwerbsleben. 
Ich bin immer wieder erstaunt, wenn ich mit 
Betriebsärzten darüber spreche, wie viele da nicht 
explizit darüber nachdenken. Es ist natürlich auch 
viel einfacher, in der alten Gesetzgebung war es so, 
da hatte man einen Schwerbehindertenausweis und 
bekam die entsprechenden Hilfen und das war es. Für 
viele Menschen mit chronischen Erkrankungen endet 
es damit aber nicht, sondern da fängt es erst an. Aber 
in Bezug auf betriebliche Veränderungen muss ich 
mich als Mensch mit einer chronischen Erkrankung 
outen können um einen Diskurs anzustoßen, wo es 
um innerbetriebliche Verbesserungen geht. Das ist 
ein schwieriger Weg.

Prof. Dr. Matthias Stoll:
Ein Teil dessen, was ich antworten wollte, haben Sie 
schon gesagt. Alle HIV-Infizierten wollten möglichst 
16 Stunden am Tag arbeiten und wir würden sie daran 
hindern. Das ist sicher ein Teil der Wahrheit. Aber 
der Punkt den Sie gemacht haben, die HIV-Infektion 
ist nicht gut definiert. Sie ist eine chronische 
Viruserkrankung. Man kann messen, dass abhängig 
vom Ausmaß der Virus-Replikation die Betroffenen 
gesund scheinen, aber sie sind weniger belastbar. 
Das kann man auch an der Therapie zeigen. Da 
gibt es Modelle mit denen wir zeigen können, dass 
bestimmte Stoffwechselvorgänge beeinträchtigt 
sind, dass gewissermaßen die Kraftwerke der Zelle 
ein bisschen niedriger gedrosselt sind. So jemand 
kann nicht acht Stunden arbeiten, er ist nach 
sechs Stunden mit seinem Arbeitspensum durch. 
Da haben wir ein Problem in unserer kompetitiven 
Arbeitswelt, dass derjenige durchhält. Und wir 
haben das Problem, dass unsere neue Regelung was 
Rente und Anerkennung von Schwerbehinderung 
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anbelangt, dort eine Lücke hinterlässt. Die werden 
nicht abgebildet, und selbst wenn sie abgebildet 
werden, fallen sie in eine Lücke. Die werden dann 
berentet und freuen sich, erholen sich wieder. Die 
bräuchten aber ein halbes Jahr Auszeit. Doch dann 
hat man eine Biographie, mit der man schwer wieder 
ins Arbeitsleben eintreten kann. Deswegen schuften 
sie teilweise, bis sie umfallen. Das ist nicht sinnvoll, 
aber schwierig zu fassen und abzubilden. Es ist 
auch nicht vorherzusagen oder an einem Laborwert 
festzumachen. Das würde ein vertrauensvolles 
Umgehen mit dem was der Betroffene angibt ein
Leistungseinschränkungen zu haben. Da haben 
wir ein Problem mit, denn wir wollen etwas 
Objektivierbares messen.

Dr. Jörg Lamberg:
Ein häufiges Phänomen ist, dass Leute mit einer 
Erkrankung unbedingt voll arbeiten wollen. Egal ob 
es ein Herzinfarkt oder eine Multiple Sklerose ist. 
Häufig ist dies psychisch bedingt, um sich selbst 
zu beweisen, dass es geht. Da muss man Menschen 
manchmal vor sich selbst schützen und speziell mit 
innerbetrieblichen Betriebsärzten abklären, was 
man dem Arbeitnehmer zutrauen kann und was 
nicht.

Wortmeldung Axel Blumenthal:
Mir kommt es darauf an, den Finger noch auf eine 
andere Wunde zu legen. Denn wenn wir über HIV-
Infizierte reden, oder wenn in einem Betrieb klar wird, 
dass jemand HIV-Infiziert ist, entsteht automatisch 
die Frage nach dem Warum. In den allermeisten 
Fällen steht somit häufig ein zweites Tabuthema im 
Raum: Der homosexuelle Mann. Dann ist zum Einen 
eine Schuldfrage im Raum, die HIV von ganz vielen 
anderen chronischen Erkrankungen unterscheidet. 
Diabetes und Krebs kann jeder bekommen, da ist ein 
großer Mitleidsfaktor und eine große Solidarität da. 
Aber HIV ist immer noch ein bisschen „ferkelig“. Ich 
bin der Meinung, dass neben der Diskriminierung von 
HIV-Infizierten auch an der Antidiskriminierung zum 
Beispiel von schwulen Männern gearbeitet werden 
muss. Heute morgen haben wir ein beeindruckendes 
Beispiel erlebt: Unser Regionspräsident macht klar, 
dass er für Lesben und Schwule da ist, und von 
der Gleichstellungsbeauftragten hört man dazu 
keinen einzigen Satz. Diese Dinge müssen dringend 
angegangen werden. Denn das ist auch eine 
Auseinandersetzung, die in der Arbeitswelt geführt 
werden muss. Von der werden nicht nur Lesben und 
Schwule profitieren, sondern auch die Produktivität 
insgesamt und die heterosexuellen Kollegen.

Wortmeldung Frank Götting:
Ich möchte einen Blick in Richtung Frühjahr und 
den Open Space werfen. Gestern habe ich ganz 
eindrücklich erlebt, dass viele Menschen sich 
offenbar nicht auf diesem Niveau bewegen. Ich 
war beim Frisör und erzählte von dem Thema der 
heutigen Veranstaltung.
Meine Frisörin sagte, dass sei für sie kein Problem, 
denn bei einem Frisör könne ja niemand arbeiten, 
der HIV-Positiv ist. Ich war etwas sprachlos. Das 
möchte ich hier so stehen lassen.

Moderatorin Kathrin Riggert:
Es gibt natürlich auch jetzt noch viele Fragen, 
aber es wird ja eine Folgeveranstaltung geben, zu 
der wir alle Kollegen mitbringen, denn dann wird 
das auf jeden Fall eine interessante Veranstaltung. 
Ich möchte mich an dieser Stelle für Ihre rege 
Diskussionsbereitschaft bedanken, und speziell bei 
den Referenten Herr Krone, Herr Dr. Lamberg und 
Herr Dr. Stoll.

Wortmeldung Jörn Jan Leidecker:
Ich möchte mich zunächst bei Ihnen allen für 
die Teilnahme bedanken. Insbesondere möchte 
ich mich bei Kathrin Riggert für die Moderation 
und bei den Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen 
der Niedersächsischen AIDS-Hilfe und der Region 
Hannover für die Organisation der Veranstaltung 
bedanken. Ich persönlich fand es sehr spannend.
Mein eigentliches Schlusswort: Wir müssen an den 
Punkt kommen in der eins-zu-eins- Situation die 
Angst und die Unwissenheit abzubauen. Es gibt 
viele Experten und Eliten, die sich mit dem Thema 
beschäftigen. Herr Jagau sagte zu Beginn, wir 
haben Beauftragte und Fachleute. Auf die stellt 
diese Gesellschaft die ganze Verantwortung und 
das ganze Wissen ab. Und dann macht man die Türe 
hinter ihnen zu, und dann sind sie zuständig. Das 
aufzubrechen ist Teil des Prozesses, den wir hoffen 
mit Ihnen initiieren zu können. Es wird ja auch 
nicht viel erwartet, denn niemand, der beteiligt 
ist muss ja mehr leisten, als zunächst ohne Angst 
zu reagieren. Das werden wir ja wohl schaffen. 
Und wenn wir das in diesem Prozess im Rahmen 
des Open Space, oder das wir miteinander reden 
schaffen, dann bringen wir dieses Land meiner 
Einschätzung nach in eine andere Situation. Ich weiß 
nicht, wie viele hier im Raum schon mal einen Aids-
Betroffenen kennengelernt haben. Wir müssen aus 
der Ebene der Abstraktionen rauskommen. Wir reden 
in Abstraktionen, aber es muss zu der konkreten, 
nicht angstbesetzten Erfahrung kommen. Das ist die 
Aufgabe dieses Prozesses und des Open Space. Das 
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ist der Gedanke der Antidiskriminierung, den wir als 
Aidshilfen in dieses Land einbringen wollen. 
Heute waren Träger von Institutionen da, mit denen 
wir so nie zusammen gearbeitet oder diskutiert 
haben. 
Wir hoffen, dass wir in der Zusammenarbeit mit 
Ihnen allen und mit denen, die noch dazukommen, 
es schaffen werden diesen Impuls weiterzugeben. 
Dann machen wir 2008 zu einem spannenden Jahr 
und kommen hoffentlich weiter. 

Ich bedanke mich, dass Sie da waren und wünsche 
Ihnen einen schönen Tag.
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* Bundesagentur für Arbeit Gleichstellungsbeauftragte, Frau Krause

* Bundesagentur für Arbeit Leiter der Pressestelle, Herr Köster

* Landesverband Niedersächsische AIDS-Hilfe e.V., Herr Schulte

* Landesverband Niedersächsische AIDS-Hilfe e.V., Frau Auringer

* Landesverband Niedersächsische AIDS-Hilfe e.V., Frau Weber

* Landesverband Niedersächsische AIDS-Hilfe e.V., Geschäftsführung, Frau Schmieta

* Landesverband Niedersächsische AIDS-Hilfe e.V., Vorstandsmitglied, Herr Leidecker

* DGB- Vorsitzender Niedersachsen, Bremen, Sachsen-Anhalt, Abteilungsleiter, Herr Gransee

* EBUS Institut für Entwicklungsberatung und Supervision, Leiterin, Frau Ebeling

* Region Hannover, Gleichstellungsbeauftragte, Frau Schramme-Haack

* Job Center Region Hannover, Geschäftsführer, Herr Heidorn

* Job Center Region Hannover, Personalmanager, Herr Götting

* Katholisches Büro Niedersachsen, Herr Böhmer

* Med. Hochschule Hannover, Herr Prof. Dr. Stoll

* Nds. Ministerium für Soziales, Frauen, Familie, Gesundheit, Schwulenbeauftragter, Herr Hengelein

* Region Hannover, Regionspräsident, Herr Jagau

* Region Hannover, 53.08, Herr Blumenthal

* Region Hannover, 53.08, Herr Fuest

* Region Hannover, 53.08, Frau Kleine Kruthaup

* Region Hannover, 53.08, Frau Ehlers

* Stadtwerke Hannover AG, Betriebsrat, Herr Lerch

* Schwules Forum Niedersachsen e.V., Geschäftsführer, Herr Wilde

* üstra Hannoversche Verkehrsbetriebe AG, Mitarbeiterberatung, Frau Pieper

* Braunschweiger AIDS-Hilfe e.V., Frau Kreis

* Braunschweiger AIDS-Hilfe e.V., Frau Osterloh

* Hannöversche AIDS-Hilfe e.V., Herr Weste

* Hannöversche AIDS-Hilfe e.V., Frau Krzizok

* AIDS-Hilfe Wolfsburg e.V., Leiter Herr Lux

* Deutsche AIDS-Hilfe, Projekt „job tours“, Projektleiterin, Frau Eggers

* Deutsche AIDS-Hilfe, Projektkoordinator Link-Up, Herr Krone

* Volkswagen AG, Gesundheitswesen, Frau Henker-Kopischke

* Volkswagen AG, Gesundheitsschutz K-SG-1/BF Arbeitsmedizin, Herr Dr. Lamberg

* Agentur für Arbeit Hannover, Beauftragte für Chancengleichheit, Frau Gräßler-Zorn

* Niedersächsischer Landkreistag, Frau Kötz

* Moderation, freie Journalistin, Frau Riggert

* Carasana Films, Ton, Herr Weber

* Carasana Films, Kamera, Frau Lenz

* Carasana Films, Kamera, Herr Hein

* Carasana Films, Projektleiter, Herr Kempa

* Landesamt für Bergbau, Personalreferent, Herr Ohlig

* Nds. Ministerium f. Wirtschaft, Arbeit & Verkehr, Referat 12, Herr Kohlmeier
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Jörn Jan Leidecker 
(Vorstandsmitglied Landesverband Niedersächsische AIDS-Hilfe e.V.)
Jörn Jan Leidecker ist seit 2006 Vorstand der Niedersächsischen AIDS-Hilfe e.V., 
dem landesweiten Dachverband der Aidshilfen und dort zuständig für den Bereich 
Sekundärprävention im Bereich Arbeitswelt. Gemeinsam mit der Bundesagen-
tur für Arbeit und dem Niedersächsischen Städte- und Landkreistag hat er das 
Projekt „Sozialer Dialog für AIDS und Arbeit“ Anfang 2006 auf den Weg gebracht. 
Leidecker vertritt die Niedersächsische AIDS-Hilfe auch am „Runden Tisch zum 
Thema AIDS“ des Niedersächsischen Sozialministeriums und wirkt aktuell an der 
Leitung der neuen bundesweiten Präventionskampagne der Deutschen AIDS-Hilfe 
mit. Er ist darüber hinaus Mitglied der Regionsversammlung der Region Hannover.
„Sozialer Dialog für AIDS und Arbeit“ 
In seinem einleitenden Vortrag zeichnet Leidecker die bisherigen Schritte, 
die zum Fachforum gemeinsam mit der Region Hannover und der Deutschen 
AIDS-Hilfe geführt haben nach: „Das Thema AIDS und Arbeit ist durch den 
sozialen Dialog neu auf die Agenda vieler Institutionen gesetzt worden. Das niedersächsische 
Modell ist bundesweit einmalig.“ Darüber hinaus stellt er fest: „ Dass die Region Hannover ihre 
langjährigen Erfahrungen in der Anti-Diskriminierungsarbeit in diesen Austausch einbringt, spricht für 
das große und nicht selbstverständliche Problembewusstsein der Region, ihres Präsidenten und der 
Gleichstellungsbeauftragten. Die Aidshilfen sind dafür dankbar.“ Leidecker zeigt darüber hinaus die 
Perspektiven auf: „Wir wollen 2008 Vertreter der Selbsthilfe, Betroffene, politisch Verantwortliche 
und Unternehmer in einem großen Saal zusammenbringen, um einen Austausch jenseits von 
Verhandlungstischen zu ermöglichen.

Hauke Jagau
(Schirmherr und Präsident der Region Hannover) 
Herr Hauke Jagau ist in Hannover geboren und hat an der Universität Hannover 
Rechts- und Sozialwissenschaften studiert. In diese Zeit fielen Auslandsaufenthalte 
in Brasilien und eine Ausbildungsstation bei der deutsch-portugiesischen Industrie- 
und Handelskammer in Portugal. In seiner juristischen Ausbildung vertiefte er 
den Schwerpunkt Staats- und Verwaltungsrecht. Nach dem Abschluss als Volljurist 
arbeitete er als wissenschaftlicher Mitarbeiter bei der SPD-Landtagsfraktion.  
Nach dem Regierungswechsel 1990 arbeitete er vier Jahre als Referatsleiter für 
Presse- und Öffentlichkeitsarbeit sowie Kabinetts- und Parlamentsreferent im 
Niedersächsischen Justizministerium. 1994 wechselte er in die Niedersächsische 
Staatskanzlei von Gerhard Schröder, dort betreute er als Referent die Bereiche 
Rundfunk-Medienrecht sowie Verfassungsrecht.
Grußwort
Herr Hauke Jagau hat die Bedeutung der Problematik AIDS und Antidiskriminierung in der Arbeitswelt 
als kommunaler Arbeitgeber in der Region Hannover erkannt. Er wird  als Schirmherr der heutigen 
Fachtagung „AIDS und Antidiskriminierung in der Arbeitswelt: Aufgaben und Chancen für Unternehmen 
und Erwerbstätige“ das Grußwort halten.

ReferentInnen der Fachtagung
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Ingrid Ebeling
(Leiterin des Instituts für Entwicklungsberatung und Supersision) 
Frau Ingrid Ebeling ist seit 1978 selbständige Organisationsberaterin mit den 
Beratungsschwerpunkten Organisationsentwicklung und -transformation und 
Projektbegleitung. 1991 gründete Sie das Institut für Entwicklungsberatung 
und Supervision, EBUS, das sie bis heute leitet. Seither ist sie in Projekten zur 
Organisations-, Kommunal- und Regionalentwicklung im In- und Ausland als 
Beraterin tätig. Im Rahmen des Projektes „Aids und Arbeit“ konzipiert Frau 
Ebeling eine Veranstaltung in Form eines Open Space, der im Frühjahr 2008 
stattfinden soll.
„Open Space – neue Lösungen brauchen neue Wege“ 
Frau Ebeling unterstreicht, dass bei komplexen, gesellschaftlich herausfordernden 
Themen neue Wege zur Vernetzung relevanter Akteure gegangen werden müssen. Sie spricht heute 
in Ihrer Funktion als Beraterin der Niedersächsischen AIDS-Hilfe zur Planung eines Open Space. Diese 
Veranstaltungsform beschreibt sie als Methode, kreatives Engagement entstehen zu lassen aus dem 
dann neue Ergebnisse zustande kommen. Dabei versucht Frau Ebeling den Ablauf – Funktionsweise und 
Prinzipien – eines Open Space zu veranschaulichen.

Mechthild Schramme-Haack
(Gleichstellungsbeauftragte der Region Hannover)
Frau Mechthild Schramme-Haack ist Diplom-Sozialpädagogin und war ab 1988 
Frauenbeauftragte des Landkreises Hannover. Seit dem 1.11.2001 ist sie 
Gleichstellungsbeauftrage der Region Hannover.
„Erfahrung im Umgang mit Antidiskriminierungsmaßnahmen am Beispiel der 
sexuellen Belästigung am Arbeitsplatz“ 
Frau Schramme-Haack wird in ihrem Vortrag auf der heutigen Fachtagung das 
Thema Diskriminierung am Arbeitsplatz in einen weiteren Kontext stellen und von 
den Erfahrungen im Umgang mit sexueller Belästigung am Arbeitsplatz sprechen.
Als Gleichstellungsbeauftragte der Region Hannover wird sie 
zu diesem Themenbereich über den Einsatz von verschiedenen 
Antidiskriminierungsmaßnahmen am Arbeitsplatz sprechen, und ihre Erfahrungen 
mit dem Umgang damit darstellen.

Michael Krone
(Projektkoordinator Link-Up, Deutsche AIDS-Hilfe e.V.)
Herr Michael Krone ist Diplom-Pädagoge und Gesundheitswissenschaftler. Er 
beschäftigte sich seit 1998 zunächst im Rahmen der Schwulenberatung Berlin mit 
dem Thema „AIDS und Arbeitswelt“. Michael Krone arbeitet bei der Deutschen 
AIDS-Hilfe e.V. (DAH) und ist seit 2005 Koordinator der Entwicklungspartnerschaft 
LINK-UP.
„HIV/ AIDS und Arbeitswelt“ 
Herr Krone wird in seinem Vortrag auf der heutigen Fachtagung zunächst auf 
die generelle Problematik AIDS-kranker Menschen in der Arbeitswelt eingehen. 
Warum werden spezielle Regelungen überhaupt benötigt? Und möchten, 
beziehungsweise sollen chronisch kranke Menschen überhaupt arbeiten? Welche 
rechtlichen Bestimmungen werden für chronisch Kranke im Arbeitsalltag wirksam? 
Er vergleicht im Rahmen seines Vortrags die Beschäftigungsquote AIDS-kranker 
Menschen in Deutschland mit der Schweiz.

ReferentInnen der Fachtagung
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Thomas Heidorn
(Geschäftsführer der JobCenter Region Hannover)
Herr Thomas Heidorn ist seit 1988  Verwaltungsangestellter beim 
Landkreis Hannover. Berufsbegleitend studierte er Sozial- und 
Rechtswissenschaften. Nach der zweiten juristischen Staatsprüfung 
im Jahr 2001 war er zunächst Justitiar im Rechtsamt der Region 
Hannover und dann Referent im Sozialdezernat. Im Januar 
2005 übernahm Thomas Heidorn die stellvertretende und ab 
Juli 2005 die kommissarische Geschäftsführung der JobCenter 
Region Hannover. Mit Wirkung zum 1. Januar 2006 wurde er zum 
Geschäftsführer der JobCenter Region Hannover berufen.
„HIV/ AIDS und Arbeitsvermittlung“ 
Herr Heidorn spricht in seiner Funktion als Geschäftsführer der JobCenter Region Hannover zunächst über 
die Bedeutung der Schulung seiner Mitarbeiter in den   Beratungsstellen. Er hebt hervor, dass durch die 
Teilnahme an den im Rahmen des Projektes „AIDS und Arbeit“angebotenen Seminaren zur Weiterbildung 
im Bereich der Arbeitsvermittlung der richtige Weg eingeschlagen wurde. In jedem JobCenter der Region 
Hannover ist nun ein Ansprechpartner für AIDS-kranke Arbeitssuchende beschäftigt. Diebezüglich besitzen 
sie eine Vorbildfunktion in der Arbeitsvermittlung.

Ulrich Gransee
(DGB Niedersachsen, Bremen, Sachsen-Anhalt, Leiter der Abteilung Arbeitsmarktpolitik)
Herr Ulrich Gransee ist Industriekaufmann und Diplom-Volkswirt. Bei der  Bezirksverwaltung 
Niedersachsen – Bremen – Sachsen-Anhalt des Deutschen Gewerkschaftsbunds leitet 
er den Bereich Arbeitsmarkt- und Beschäftigungspolitik, Sozialpolitik und Handwerk. 
Er beschäftigt sich seit mehr als 10 Jahren mit der Arbeitsmarktlage – und -politik.
„HIV/AIDS und Beschäftigung“ 
Herr Gransee geht der Frage nach, wie man chronisch kranke Menschen wieder in 
die Arbeitswelt integrieren kann. Dabei versucht er die diesbezügliche Lage der 
Arbeitsmarktpolitik in den Kontext der Globalisierung zu stellen und einzubinden. 
Das Thema Arbeit und Krankheit, sowie Ansätze zur Integration chronisch Kranker 
möchte er darstellen und an Beispielen wie flexiblen Arbeitszeiten und modernen 
arbeitsmarktpolitischen Ideen  darstellen. 

Dr. Jörg Lamberg
(Volkswagen AG, Facharzt für Arbeitsmedizin und Öffentliches Gesundheitswesen)
Herr Dr. Jörg Lamberg ist Facharzt für Arbeitsmedizin und Öffentliches Gesundheitswesen. Bis 2003 war 
er stellvertretender Amtsarzt im Gesundheitsamt Wolfsburg. Im Rahmen dieser Tätigkeit baute er auch 
die HIV-Beratungsstelle in der Stadt mit auf. Seit Frühjahr 2003 arbeitet er nun als 
Werksarzt bei der Volkswagen AG im  Bereich Gesundheitsschutz. 
„HIV/AIDS und Arbeitsmedizin“ 
Aus der Sicht eines Arbeitsmediziners in einem weltweit agierenden Konzern geht 
Herr Dr. Jörg Lamberg auf die global unterschiedlich ausgeprägte Bedeutung von 
HIV/AIDS im Unternehmen Volkswagen ein. Anhand des Vergleichs der unterschied-
lichen Prävalenzen in Deutschland und Südafrika möchte er darstellen, inwieweit 
diese ein differenziertes Gesundheitsmanagement im Konzern erfordern. Aus der 
Sicht des Gesundheitswesen Volkswagen ist HIV/AIDS in Südafrika ein vorrangiges, 
berufspraktisches Problem, in Deutschland jedoch nur eines von vielen. Er unter-
streicht jedoch die zunehmende Bedeutung von Präventionsmaßnahmen und einem 
modernen, anpassungsfähigen Gesundheitsmanagement. 

ReferentInnen der Fachtagung
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Informationsquellen

Niedersächsische Aidshilfe e. V. (NAH)
Schuhstraße 4 
30159 Hannover
info@niedersachsen.aidshilfe.de
www.niedersachsen.aidshilfe.de
Power-Point-Präsentation: „Aids in der Arbeitswelt“: Internet, Menüpunkt: Service/Material 

AIDS-AUFKLÄRUNG e. V.
Große Seestraße 31
60486 Frankfurt-Bockenheim
info@aids-aufklaerung.de
www.aids-aufklaerung.de
Informationen zu AIDS in der Arbeitswelt:
www.aidsaufklaerung.de/hivaids/arbeitswelt/index.html

Deutsche Aidshilfe e. V. (DAH)
Wilhelmstraße 138
10963 Berlin
dah@aidshilfe.de
www.aidshilfe.de

Entwicklungspartnerschaft Link up (Projekt DAH):
www.ep-link-up.de
Teilprojekte von LINK-UP:
• Die Zweiradwerkstatt 180° der AIDS-Hilfe Köln e.V.: www.zweiradwerkstatt180grad.de
• ACCESO Positive Aktion betreibt eine Arbeitsagentur für Migrant(inn)en mit Aufenthaltsgewährung aus                       
   humanitären Gründen: www.aidshilfe.de
• Café [iks], das Werkstattcafé der AIDS-Hilfe Essen e.V. , qualifiziert für Tätigkeiten in der    
   Gastronomie: www.aidshilfe-essen.de
• Die Tierpension der AIDS-Hilfe Bielefeld e.V. qualifiziert für die Tierpflege: www.aidshilfe-bielefeld.de 
• Der Veranstaltungsservice des Tagungszentrums der Münchner AIDS-Hilfe e.V. qualifiziert für die   
   Organisation und Betreuung von Veranstaltungen: www.muenchner-aidshilfe.de 
• Das Projekt e-werk der AIDS-Hilfe Dresden e.V. qualifiziert für die Tätigkeit als Assistent/in in den   
   Bereichen Medien, Sport, Kultur und Soziales: www.dresden.aidshilfe.de 
• Die Arbeitgeberinitiative von kursiv e.V., dem Aidsprojekt der Schwulenberatung in Berlin:   
   www.arbeitgeberinitiative.de
• Das Projekt job tours der DAH in Berlin: www.aidshilfe.de

Internationales Arbeitsamt
ILOAIDS
4, route des Morillons
1211 Genf 22 Switzerland
Das ILO-Programm zu HIV/AIDS in der Welt der Arbeit:
iloaids@ilo.org
www.ilo.org/aids

Aids-Hilfe Schweiz
Konradstrasse 20
8005 Zürich Switzerland
aids@aids.ch
www.aids.ch
Die kostenlose schweizerische Jobbörse für Menschen mit HIV und für Arbeitgebende:
www.workpositive.ch


